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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Nationalrat Michaël Buffat (svp, VD), dass
nur gemäss Art. 136 BV stimmberechtigte Personen über die Erteilung der Schweizer
Staatsbürgerschaft bestimmen dürfen. Ausländische Staatsangehörige mit Stimmrecht
auf kantonaler oder kommunaler Ebene sollen an Entscheidungen über die Erteilung
und Verweigerung des Bürgerrechts nicht mehr teilhaben können. Die SPK-NR zeigte
wenig Verständnis für das Anliegen, da ihr diesbezüglich keine Probleme oder
Missstände bekannt seien, die auf den Einbezug nicht stimmberechtigter Personen
zurückzuführen seien. Ein Eingriff in die Kompetenzen der Kantone und Gemeinden sei
hier nicht angebracht. Die Kommissionsminderheit – bestehend aus 9 Vertreterinnen
und Vertretern der SVP-Fraktion – betonte hingegen, es sei eine «Frage der Logik»,
dass Nichtmitglieder einer Gemeinschaft nicht über die Aufnahme von Dritten in
dieselbe bestimmen können sollten. In der Sommersession 2018 fand die Initiative auch
im Nationalrat keine Unterstützung ausserhalb der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion, womit ihr mit 125 zu 68 Stimmen deutlich keine Folge gegeben wurde. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2018
KARIN FRICK

Privatrecht

Der Nationalrat will, dass der kollektive Rechtsschutz ausgebaut wird. In diesem Sinne
überwies er eine Motion Birrer-Heimo (sp, LU) diskussionslos an den Ständerat. Der
Vorstoss forderte den Ausbau der bestehenden sowie die Schaffung neuer Instrumente,
mit welchen eine grosse Anzahl gleichartig Geschädigter ihre Ansprüche gemeinsam vor
Gericht geltend machen können. Dabei sieht die Motionärin aufgrund des Opt-In-
Konzepts insbesondere in der Gruppenklage ein effizientes Mittel, das es neu
einzuführen gelte. Die Gruppenklage sollte jedoch „ent-amerikanisiert“ werden, d.h. die
Kläger müssten explizit erklären, dass sie an der Sammelklage teilnehmen wollten, und
der Schadenersatz würde sich auf den effektiv entstandenen Schaden begrenzen. Der
Bundesrat beantragte zwar die Annahme der Motion, war jedoch gegen die Schaffung
eines eigenständigen Sammelklagengesetzes. Er präferierte punktuelle Änderungen in
den bestehenden Gesetzen. 2

MOTION
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Nach der Annahme im Nationalrat überwies der Ständerat 2014 eine Motion Birrer-
Heimo (sp, LU) zur Förderung und zum Ausbau der Instrumente kollektiver
Rechtsdurchsetzung. Durch Anpassungen im bestehenden Recht – nicht jedoch durch
die Einführung einer Sammelklage nach amerikanischem Vorbild – soll künftig eine
Vielzahl von gleichgeschädigten Personen ihre Ansprüche gemeinsam vor Gericht
geltend machen können. 3

MOTION
DATUM: 12.06.2014
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Eine alte Legislatur endet im Nationalrat jeweils mit der Eröffnung der ersten Sitzung
einer neuen Legislatur – der Ständerat kennt offiziell keine Legislaturen. Die Eröffnung
wird dabei traditionell vom amtsältesten Mitglied geleitet – nicht ganz korrekt
«Alterspräsidium» genannt –, welches nicht nur die Eröffnungsrede hält, sondern auch
ein provisorisches Büro zusammenstellt und mit diesem die Botschaft des Bundesrats
über die aktuellen Nationalratswahlen berät sowie den Bericht zur Konstituierung und
Vereidigung des Nationalrats und zur Feststellung von Unvereinbarkeiten vorbereitet. 
Für die am 2. Dezember 2019 beginnende 51. Legislatur kam die Ehre der
Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) zu. Dies war deshalb speziell, weil die Baselbieterin
im zweiten Umgang in den Ständerat gewählt worden war, in der kleinen Kammer aber
aufgrund der Rekursfristen im Kanton Basel-Landschaft erst zwei Tage nach
Sessionsbeginn vereidigt werden konnte. 
In ihrer Eröffnungsrede (19.9012) hob Maya Graf den Umstand hervor, dass es sich um
eine historische Legislatur handle, die neu beginne. Noch nie sei ein Parlament derart

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2019
MARC BÜHLMANN
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weiblich, ökologisch und jung gewesen. Dies kennzeichne einen hoffnungsvollen
Aufbruch in eine neue Zeit. Das vergangene Jahr sei mit Frauenstreik und
Klimademonstrationen ein sehr politisches gewesen, was der Demokratie aber gut tue.
Dass diese Veränderungen friedlich vonstatten gingen, sei nicht selbstverständlich, wie
die Unruhen vor ziemlich genau 100 Jahren bei der Einführung des Proporzwahlrechts
gezeigt hätten, so die Alterspräsidentin weiter. Die vergangenen 100 Jahre hätten aber
verdeutlicht, dass die Schweiz auch nach grossen Veränderungen stark darin sei, neue
Ideen einzubinden. Und deshalb solle man auch heute keine Angst haben,
Veränderungen zuzulassen, sondern sie gar begrüssen.
Die Tradition will es, dass nicht nur das amtsälteste Mitglied, sondern auch das jüngste
Mitglied der grossen Kammer bei Beginn einer neuen Legislatur eine Eröffnungsrede
hält. Deshalb übergab Maya Graf dem neu gewählten, 25-jährigen Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) das Wort. Es sei erfreulich, dass sich die Zahl der unter 30-Jährigen bei den
letzten Wahlen verdoppelt und das Durchschnittsalter des Parlaments verringert haben.
Er sei zuversichtlich, dass vor allem die jungen Nationalrätinnen und Nationalräte bei
zentralen Themen – der Freisinnige nannte die AHV, die Klimapolitik und die Förderung
von Start-Ups – über Parteigrenzen hinweg das Gespräch suchen und Lösungen finden
würden, die «weniger von Ideologie und mehr von Fakten geprägt sein werden».
In der Folge schritt das provisorische Büro – neben Maya Graf bestehend aus Michaël
Buffat (svp, VD), Andrea Geissbühler (svp, BE), Andreas Glarner (svp, AG), Nadine
Masshardt (sp, BE), Valérie Piller Carrard (sp, FR), Christa Markwalder (fdp, BE), Leo
Müller (cvp, LU) und Balthasar Glättli (gp, ZH) – zur Konstituierung und Vereidigung des
Nationalrats. Christa Markwalder und Valérie Piller Carrard berichteten für das
provisorische Büro und hoben aus dem Bericht des Bundesrats zu den
Nationalratswahlen die zentralen Punkte hervor: Neue Rekordzahl an Kandidierenden
und an Listen, Abnahme der Wahlbeteiligung, der höchste Frauenanteil in der
Geschichte des Parlaments. In allen Kantonen seien die Wahlen validiert worden. Das
Büro beantrage deshalb die Feststellung der Konstituierung. Weil aus dem Rat kein
anderslautender Antrag gestellt wurde, galt die Konstituierung als erteilt. In der Folge
legten 101 Mitglieder den Eid und 99 Mitglieder das Gelübde ab – vor vier Jahren war das
Verhältnis noch 122 zu 77.
Nach einem kurzen musikalischen Intermezzo – der Kinderchor der Fête des Vignerons
sang den Schweizerpsalm – folgte der Antrag des provisorischen Büros, dem Bericht zu
den Unvereinbarkeiten zuzustimmen. Neben den auch für den Nationalrat gewählten
Ständerätinnen und Ständeräten, die sich alle für den Ständerat entschieden, bestand
eine Unvereinbarkeit bei Damien Cottier (fdp, NE), der von seinem Amt als Chef der
Sektion humanitäre Angelegenheiten beim EDA zurücktrat, weil die Tätigkeit in der
zentralen Bundesverwaltung unvereinbar ist mit dem Mandat als Nationalrat. Das
Engagement von Pierre-Yves Maillard (sp, VD) als Präsident der Stiftung
«Swisstransplant» wurde hingegen als unproblematisch betrachtet, da der Bund zwar
bei der Stiftung finanziell beteiligt ist, aber keine beherrschende Stellung einnimmt, die
erst ab einer Beteiligung von 50 Prozent durch den Bund gegeben ist. Zwar wies der
Bericht kleinere Unregelmässigkeiten aus, die aber nur von geringem Umfang und
Tragweite seien. Darüber hinaus wurde im Bericht festgestellt, dass die Zahl ungültiger
Wahlzettel gegenüber den Wahlen von 2015 leicht abgenommen habe. Auch gegen
diesen Bericht wurde kein Antrag aus dem Plenum gestellt und der neu konstituierte
Nationalrat konnte somit seine Arbeit aufnehmen. 4

Parlamentsorganisation

Der auf eine parlamentarische Initiative Joder (svp, BE) zurückgehende Entwurf der
GPK-NR, mit dem die Grundlagen für eine ausserordentliche Aufsichtsdelegation
(AoDel) geschaffen werden sollen, kam in der Wintersession 2019 zur Beratung in den
Nationalrat. Eine Minderheit Nantermod (fdp, VS) beantragte Nichteintreten. Der
Walliser zitierte in seiner Begründung für seinen Antrag Montesquieu: «les lois inutiles
affaiblissent les lois nécessaires». In der Tat sei der neue Entwurf nichts weiter als eine
Verdoppelung eines Instruments, das kaum Anwendung finde und ausreichend sei – er
spielte auf die PUK an, die weiterhin Bestand haben soll. Eine grosse Mehrheit der
grossen Kammer von 170 zu 25 Stimmen (1 Enthaltung) war hingegen anderer Meinung.
Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher betonten, dass die geplante
Aufsichtsdelegation rascher und effizienter handeln könne und so die Aufgabe der
Oberaufsicht über die Geschäftsführung von Regierung und Verwaltung in der Tat
wirkungsvoller werde. 
In der Detailberatung scheiterte ein Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU) klar, der
verlangt hätte, dass die AoDel selber entscheiden könne, ob und wann sie einen von ihr
verfassten Bericht veröffentlichen solle. Die Mehrheit (125 zu 71 Stimmen bei 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Enthaltung) war der Meinung, dass die vier Kommissionen, welche die AoDel einsetzten
(GPK-NR, GPK-SR, FK-NR und FK-SR), den Entscheid über eine Veröffentlichung fällen
sollten. Der Bundesrat – vertreten durch Bundeskanzler Walter Thurnherr – beantragte,
dass er bei der Untersuchung einer AoDel die gleichen Rechte erhalte wie bei einer
PUK. Die Beiwohnung des Bundesrats bei Befragungen von Zeuginnen und Zeugen, die
Möglichkeit, dabei Ergänzungsfragen zu stellen, sowie die Erlaubnis, Einsicht in
Unterlagen, Gutachten und Einvernahmeprotokolle zu erhalten, wurde aber im Entwurf
der GPK-NR explizit verweigert, mit der Begründung, dass die Regierung auch bei einer
PUK nie von diesem Recht Gebrauch gemacht habe. Bundeskanzler Thurnherr, der
betonte, dass der bisherige Verzicht kein Grund für die Verwehrung dieser Rechte sein
könne, stand allerdings auf verlorenem Posten. Mit 196 zu 0 Stimmen (1 Enthaltung)
folgte der Nationalrat in diesem Punkt mehr als deutlich seiner Kommission. In der
Gesamtabstimmung wurde die unveränderte Kommissionsvorlage mit 172 zu 25
Stimmen an den Ständerat überwiesen – wie schon beim Eintretensentscheid
opponierte die Mehrheit der FDP-Fraktion. 5

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Ein Verbot der Stimmenauszählung bei eidgenössischen Urnengängen durch Personen
mit ausländischer Staatsangehörigkeit wollte Michaël Buffat (svp, VD) mittels
parlamentarischer Initiative durchsetzen. Da in einzelnen Kantonen und Gemeinden
Ausländerinnen und Ausländern politische Rechte gewährt würden, dürften diese auch
bei eidgenössischen Abstimmungen und Wahlen als Stimmenzählerinnen und
Stimmenzähler oder in einer anderen Funktion als Mitglied eines kommunalen
Wahlbüros fungieren. Dies sei aber nicht kohärent und könnte zu Unklarheiten führen,
weshalb nur Stimmen auszählen dürfe, wer im Sinne von Art. 136 BV als Schweizer
Bürgerin oder Bürger stimmberechtigt sei – so die Begründung des Initianten. 
Die SPK-NR empfahl in ihrem Bericht von Mitte April 2018 mit 14 zu 9 Stimmen der
Initiative keine Folge zu geben, wobei die Gegenstimmen allesamt von den
Kommissionsmitgliedern aus der SVP-Fraktion stammten. Die Mehrheit der Kommission
wies darauf hin, dass bisher keine Probleme oder Missbräuche im Bereich der
Auszählung von Stimmen bekannt seien. Den Gemeinden sei zudem wohl eher gedient,
wenn infolge Personalmangels auch nicht-stimmberechtigtes Personal eingesetzt
werden könne. Darüber hinaus sei die Organisation der Wahlbüros eine kantonale oder
gar kommunale Angelegenheit. Wer hier etwas ändern wolle, müsse also auf anderen
föderalen Ebenen ansetzen; daher gebe es keinen entsprechenden Handlungsbedarf. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.04.2018
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession behandelte der Nationalrat die parlamentarische Initiative Buffat
(svp, VD), die ein Verbot der Stimmenauszählung bei eidgenössischen Urnengängen
durch Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit verlangte, zusammen mit einem
weiteren Vorstoss des Waadtländers, der verbieten wollte, dass bei
Einbürgerungsentscheiden auch Ausländerinnen und Ausländern in
Einbürgerungskommissionen oder anderen zuständigen Organen mitbestimmen
können. Weder seien der Verwaltung Probleme bei der Auszählung von Stimmen
bekannt noch könne der Initiant selber solche Probleme deutlich machen, verteidigte
der Kommissionssprecher Duri Campell (bdp, GR) die 16 zu 9 (bzw. die 14 zu 9) Mehrheit
der SPK-NR. Zudem würde man mit beiden Vorschlägen in die Kompetenzen von
Gemeinden und Kantonen eingreifen. Die Ratsmehrheit von 125 Stimmen sah dies wohl
genau so und versenkte die Initiative. Die 68 Gegenstimmen stammten von der
geschlossenen SVP-Fraktion. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2018
MARC BÜHLMANN
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

A l'origine d'une motion de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil
National (CER-NR), qui vise à demander au Conseil fédéral d'élaborer un projet de loi
donnant aux cantons l'autonomie de procéder à une régularisation fiscale unique du
passé, se trouve le retrait des initiatives parlementaires Regazzi(15.435) et Barazzone
(15.469), traitant toutes deux de la même thématique. Malgré l'existence d'outils
permettant de régulariser les situations fiscales, la majorité de la commission défend ce
projet pour les raisons suivantes: en élargissant les incitatifs à la régularisation fiscale,
les députés en faveur de cette motion veulent permettre aux cantons de procéder à
une amnistie fiscale si ceux-ci l'estiment nécessaire - les amnisties fiscales pouvant
être, selon leurs défenseurs, une source de revenus non-négligeable pour les cantons.
La fiscalité étant en grande partie du domaine de compétence des cantons, ils estiment
que ces derniers ne devraient pas être empêchés par la Confédération de procéder à
une telle amnistie. Actuellement, cette possibilité est bloquée, suite à une décision du
Tribunal fédéral ayant statué négativement sur une amnistie fiscale du canton du
Tessin, car contraire au droit fédéral. Finalement, la majorité de sa Commission
rappelle que cette motion ne fait pas force de loi et que les députés votent sur un
mandat à donner au Conseil fédéral. Le député Guillaume Barazzone (cvp/pdc GE)
souligne, en outre, qu'avec l'entrée en vigueur en 2018 de l'échange automatique de
renseignements en matière fiscale internationale entre la Suisse et des pays tiers, les
cantons ont à souhait d'encourager leurs contribuables à se régulariser rapidement. 
Du côté des opposants à cette motion, l'amnistie fiscale est vue comme moralement
discutable: ce qui prévaut pour les citoyens payant honnêtement leurs impôts ne
s'applique pas aux personnes ayant triché. En effet, le principe d'amnistie fiscale
consiste à ce que les personnes n'ayant pas déclaré la totalité de leurs impôts puissent
les déclarer rétroactivement, sans pour autant être punies. De plus, comme argumenté
par la députée Birrer-Heimo, une concurrence entre cantons pourrait apparaître sur
l'application de cette amnistie, créant une course vers le bas concernant les conditions
pour les fraudeurs. Ueli Maurer, au nom du Conseil fédéral, explique, en outre, que la
possibilité d'une dénonciation spontanée non punissable (aussi appelée "petite
amnistie") existe depuis 2010, ce qui remet en question l'utilité d'une amnistie fiscale
générale. En effet, depuis cette date, 22'000 personnes se sont dénoncées
volontairement, pour une somme totale déclarée de 24,7 milliards de francs. De plus, la
différence entre la motion et la possibilité déjà existante est que cette première
propose l'instauration d'un rabais. Suivant l'avis de la majorité de la Commission, la
motion est acceptée par le Conseil national par 105 voix contre 79 et deux abstentions.
La motion étant passée dans la seconde chambre, la Commission compétente (CER-CE)
du Conseil des États propose quant à elle de la rejeter. Les débats entre les deux
parties sont similaires à ceux ayant eu lieu dans la chambre basse (à savoir,
principalement, l'existence de cette "petite amnistie" et la question morale d'un côté
et de l'autre, le respect du fédéralisme et les bénéfices pour les caisses publiques).
Suivant l'avis de la majorité de sa Commission, le Conseil des États rejette la motion
demandant au Conseil fédéral d'élaborer un projet de loi visant à donner aux cantons
l'autonomie de procéder à une régularisation fiscale unique du passé, signant ainsi
l'arrêt du processus. 8
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Luzern buhlten anlässlich der Ständeratswahlen sieben Kandidierende um
die zwei Sitze. Mit dem Rücktritt von Georges Theiler war klar, dass mindestens eines
der Mandate neu besetzt werden würde. Dem Bisherigen CVP-Ständerat Konrad Graber
hingegen wurde eine komfortable Verteidigung seines Sitzes vorausgesagt. Die FDP
versuchte mit dem erst 31-jährigen Damian Müller die Ständeratsvertretung in den
eigenen Reihen zu behalten. Bei der SVP war im Vorfeld über eine Reihe von möglichen
Anwärtern spekuliert worden. Nach diversen Absagen präsentierte die Partei
schliesslich die – nicht unumstrittene – Nationalrätin Yvette Estermann als Kandidatin.
Auf Seiten der SP hoffte man, mit der erfahrenen Konsumentenschützerin Prisca
Birrer-Heimo die bürgerliche Phalanx durchbrechen zu können. Auch die Grünen und
die Grünliberalen schickten mit Louis Schelbert und Roland Fischer amtierende
Nationalräte ins Rennen. Ergänzt wurde das Kandidatenfeld durch den parteilosen
Rudolf Schweizer.
Dass der äusserst breite Kandidatenreigen in einem zweiten Wahlgang enden würde,
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war zum Vornherein abzusehen. Einzig dem CVP-Amtsinhaber Konrad Graber wurde
angesichts der Ausgangslage eine Wahl im ersten Durchgang zugetraut. Trotz oder
gerade wegen der vielen Kandidierenden verlief der Wahlkampf nach Bekanntwerden
der jeweiligen Kandidaturen relativ unspektakulär. Dem FDP-Kandidaten Müller wurde
eine schwieriges Unterfangen prophezeit, da die Konkurrenz sowohl breit als auch
national bekannt war. Birrer-Heimo und Estermann konnten laut medialen Prognosen
auf ein gutes Resultat hoffen, obwohl ein eigentlicher Wahlerfolg der Polkandidatinnen
im Kanton Luzern doch eher überraschend gewesen wäre.

Der erste Wahlgang brachte noch keine Teilentscheidung, da keiner der Kandidierenden
das absolute Mehr von 66‘278 Stimmen erreichte. Nur knapp verpasste dieses der
bisherige Ständerat Konrad Graber mit 64‘577 Stimmen. Auf ihn folgte der FDP-
Kandidat Damian Müller mit 54‘922 Stimmen und erstaunlich grossem Abstand auf die
restliche Konkurrenz. Dicht beieinander lagen Prisca Birrer-Heimo (37‘241 Stimmen)
und Yvette Estermann (37‘015 Stimmen). Es folgten Louis Schelbert mit 26‘073 Stimmen,
Roland Fischer mit 8‘634 Stimmen und Rudolf Schweizer mit 2‘823 Stimmen. Für den
zweiten Wahlgang zog sich auf linker Seite der Grüne Louis Schelbert zugunsten der SP-
Kandidatin Birrer-Heimo zurück. Auch die beiden letztplatzierten Roland Fischer und
Rudolf Schweizer traten nicht mehr an. Die Ausgangslage für den zweiten Wahlgang
hatte sich somit nur geringfügig geändert. Wäre Konrad Graber im ersten Anlauf gewählt
worden, hätte der zweite Durchgang durchaus für gewisse Spannung sorgen können. So
aber konnte kaum mit einem Überraschungsergebnis einer der beiden weiblichen
Anwärterinnen gerechnet werden, schon nur aufgrund des soliden Vorsprungs der
beiden bürgerlichen Kronfavoriten . 

Mit einem dem ersten Wahlgang sehr ähnelnden Resultat bestätigten sich am 15.
November diese Annahmen: Konrad Graber (66‘893 Stimmen) und Damian Müller
(51‘550 Stimmen) schafften die Wahl problemlos. Die FDP konnte damit die Mission
Sitzverteidigung erfolgreich abschliessen. Prisca Birrer-Heimo (34‘330 Stimmen)
glückte ein ansehnliches Resultat, mit welchem sie die SVP-Frau Yvette Estermann (27‘
480 Stimmen) deutlicher als noch bei der ersten Runde distanzierte. Der parteilose
Rudolf Schweizer (2‘823 Stimmen) blieb erneut chancenlos. Die Luzerner
Stimmbevölkerung bestätigte somit die traditionelle CVP-FDP Delegation im Stöckli. 9

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Luzern waren neu nur noch neun Sitze zu
vergeben. Aufgrund seines geringeren Bevölkerungswachstums verlor der Kanton im
Vergleich zur vergangenen Legislatur einen Sitz. Trotzdem bewarben sich 252
Kandidaten auf 33 Listen für einen der verbliebenen Sitze, beides Rekordwerte. Die
CVP (8) und die SVP (7) traten mit besonders vielen Listen an. Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 42.9 Prozent. 

Bei den eidgenössischen Wahlen 2015 war die SVP als klare Siegerin hervorgegangen. Sie
hatte ihren Wähleranteil gesteigert, die CVP überholt und ihren dritten Sitz
zurückerobert. Auch die CVP hatte drei Sitze geholt, die FDP zwei, die SP und die
Grünen je einen. 
Aufgrund des verlorenen Mandates vor den Wahlen 2019 beschränkten sich die meisten
Parteien auf das Verteidigen ihrer Sitze. Für Spannung sorgte der Umstand, dass alle
Bisherigen erneut kandidierten. Es war deshalb schon vor dem Abstimmungssonntag
klar, dass mindestens jemand aus der aktuellen Luzerner Nationalratsdelegation für die
kommende Legislatur nicht mehr in der Grossen Kammer sitzen würde. Aufgrund ihrer
Verluste bei den kantonalen Wahlen im März 2019 besonders gefährdet schienen die
SVP und die CVP. Die SVP hätte sich eine Listenverbindung mit der CVP oder der FDP
«vorstellen können». Doch eine derartige Verbindung kam nicht zustande. So musste
die SVP auf die Bekanntheit ihrer drei bisherigen Nationalräte, Yvette Estermann, Felix
Müri und Franz Grüter (gleichzeitig Ständeratskandidat) setzen – und auf die
Unterstützung ihrer sechs Unterlisten. Statt mit der SVP gingen die ehemaligen
Erzrivalen CVP und FDP zum zweiten Mal nach 2015 gemeinsam eine Listenverbindung
ein und spannten auch vielerorts im Wahlkampf zusammen. Dieses Bündnis wurde
jedoch arg strapaziert, als die CVP in einer umstrittenen CVP-Online Kampagne auch
verschiedene Luzerner FDP-Kandidaten kritisierte. Nachdem sich die kantonale FDP bei
der CVP beschwerte, wurden alle Einträge über die Luzerner FDP-Kandidaten entfernt.
Die betroffenen Kandidaten sahen von einer Klage ab und die Parteien nahmen den
gemeinsamen Wahlkampf wieder auf. Die GLP setzte sich die Rückgewinnung des 2015
an die SVP verlorenen Sitzes von Roland Fischer zum Ziel. Dafür ging sie wie schon vor
vier Jahren eine im nationalen Vergleich eher ungewöhnliche Listenverbindung mit den
Grünen und der SP ein. Die SP, rund um den kantonalen Parteipräsident David Roth,

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



hegte derweil leise Ambitionen auf einen zweiten Sitz. Die BDP trat dieses Jahr in
Luzern nicht zu den Nationalratswahlen an. Die Partei begründete den Verzicht mit den
geringen Chancen auf einen Sitzgewinn und ihren Fokus auf die Kommunalwahlen im
März 2020. 

Am Wahlsonntag verbuchte die CVP einen unerwarteten Erfolg. Dank einer leichten
Zunahme ihres Wähleranteils (+1.6 Prozentpunkte auf 25.5%) überholte sie die SVP und
wurde neu wieder stärkste Kraft im Kanton. Entgegen der Prognosen konnte sie damit
alle ihre drei Sitze halten. Gewählt wurden Ida Glanzmann-Hunkeler, Andrea Gmür und
Leo Müller. Aufgrund der erfolgreichen Ständeratskandidatur von Andrea Gmür,
verzichtete diese auf ihr Nationalratsmandat und Priska Wismer-Felder rutschte für sie
nach. Einen etwas weniger überraschenden Erfolg feierten die Mitte-Links-Parteien.
Ihre Listenverbindung gewann einen dritten Sitz, welchen die GLP für sich
beanspruchen konnte. Damit zog Roland Fischer zum zweiten Mal nach 2011 in den
Nationalrat ein. Die beiden Bisherigen Michael Töngi (Grüne) und Prisca Birrer-Heimo
(sp) wurden beide wiedergewählt. Das grösste Wähleranteilwachstum verzeichneten die
Grünen, die mit neu 12.2 Prozent (+5.1 Prozentpunkte) nur noch knapp hinter der SP
lagen (13.5%). Grosse Enttäuschung verbreitete sich hingegen bei der FDP, denn die
Listenpartnerin der CVP verlor überraschend ihren zweiten Sitz. Während Albert Vitali
den erneuten Einzug in den Nationalrat schaffte, musste Peter Schilliger seine Abwahl
verdauen. Auch die SVP verlor, neben ihrer Vorherrschaft im Kanton (-3.8
Prozentpunkte auf 24.7%), einen Sitz. Bei ihr traf es Felix Müri, während Franz Grüter –
mit dem besten Ergebnis aller Kandidierenden – und Yvette Estermann die Wiederwahl
schafften. Die Zusammensetzung der Luzerner Nationalratsdelegation lautete somit
neu: 3 CVP, 2 SVP, 1 FDP, 1 SP, 1 GPS und 1 GLP. Die Stimmbeteiligung fiel zwar im
Vergleich zu 2015 (-2.5 Prozentpunkte), lag mit 48.4 Prozent aber dennoch über dem
nationalen Durchschnitt. 10

En vue des élections pour le Conseil national, 377 personnes, dont 145 femmes, se sont
portées candidates dans le canton de Vaud. Représentant un nouveau record (il y en
avait 327 en 2015), ces candidatures étaient réparties sur 24 listes. La part des femmes
sur l'ensemble des candidatures s'est élevée à 38.5 pour cent, contre 34.7 quatre ans
auparavant. Parmi les 18 parlementaires sortant.e.s, 16 ont brigué un nouveau mandat.
En raison de la «prime» aux sortant.e.s, qui leur garantit un avantage en vue d'une
réélection, il ne fallait pas s'attendre à de grands chambardements. Cependant, la
campagne n'a pas manqué de sel, avec notamment la course au 19ème siège obtenu par
le canton en raison de la croissance de sa population. Ce fauteuil supplémentaire a
évidemment aiguisé l'appétit de plusieurs partis. Lors de la dernière législature, la
délégation vaudoise, troisième plus importante après celles de Zurich et Berne,
comptait sept élu.e.s de gauche (cinq PS et deux vert.e.s), deux du centre (un PDC et
une verte libérale) et neuf de droite (cinq PLR et quatre UDC). Les partis écologistes,
grâce à la prépondérance de la question climatique dans le débat public, espéraient se
renforcer, alors que le PDC et l'UDC souhaitaient conserver leurs acquis. Du côté des
mastodontes que sont le PS et le PLR, on rêvait d'un mandat supplémentaire. En
parallèle, l'objectif était de conserver leurs sièges respectifs au Conseil des États.
Le PLR, en plus de ses quatre sortant.e.s Olivier Feller, Frédéric Borloz, Laurent Wehrli
et Isabelle Moret, a présenté la conseillère d'État Jacqueline de Quattro pour conserver
ses cinq sièges. En effet, Fathi Derder (plr) a souhaité se retirer de la vie politique,
après deux mandats durant lesquels il s'est battu pour mettre en place une politique de
soutien aux starts-up au niveau fédéral. Malgré cela, il a regretté que la Suisse ne se soit
pas encore dotée d'un programme d'innovation clair. Sur la liste du parti libéral-radical
a aussi figuré le sénateur Olivier Français, qui faisait face à la concurrence de la gauche
en vue de sa réélection aux États. Si tout se passait comme prévu par les stratèges du
parti, les élu.e.s sortant.e.s devaient conserver leur siège, alors que le fauteuil vacant
semblait promis à Jacqueline de Quattro, dont l'élection ne faisait peu de doute en
raison des scores élevés qu'elle a réalisés à plusieurs reprises lors des élections du
gouvernement cantonal.
Chez les socialistes, la 50e législature (2015-2019) a vu le départ de trois élu.e.s en
cours de route. En effet, en 2017, Cesla Amarelle (ps) a quitté le Conseil national pour
reprendre le flambeau d'Anne-Catherine Lyon (ps) au gouvernement cantonal, tandis
que Jean Christophe Schwaab (ps) a quitté son siège sous la coupole en 2017 pour
s'occuper de son fils aîné souffrant de troubles du développement. Enfin, Rebecca Ruiz
(ps) a pris la même direction que Cesla Amarelle, en remplaçant Pierre-Yves Maillard
(ps) au Conseil d'État vaudois au début de l'année 2019. Leurs fauteuils sont revenus
aux viennent-ensuite de 2015, Samuel Bendahan (ps), Brigitte Crottaz (ps) et Nicolas
Rochat Fernandez (ps). Pour cette élection, les socialistes avaient comme objectif de
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conserver leurs cinq mandats, lorgnant même sur un sixième siège, comme c'était le
cas entre 2011 et 2015. Leur résultat s'annonçait étroitement lié à la probable
progression de leurs alliés écologistes, susceptibles de marcher sur les plates-bandes
socialistes en cas de bon score. Comme l'a relevé 24Heures, la section vaudoise du
parti à la rose disposait cependant de plusieurs locomotives électorales: Ada Marra,
vice-présidente romande du PS suisse et candidate à la succession de Géraldine Savary
au Conseil des États à côté de sa candidature au national, Roger Nordmann, chef de la
fraction socialiste au Parlement, et Pierre-Yves Maillard, nouveau président de l'Union
syndicale suisse (USS), semblaient capables de mobiliser l'électorat socialiste. Ce
dernier, dont l'accession à la présidence de l'USS l'obligeait à obtenir un siège, avait
déjà siégé au national entre 1999 et 2004, avant son entrée au Conseil d'État vaudois. Il
a par ailleurs renoncé à viser la chambre haute pour soutenir la candidature féminine
d'Ada Marra. 
Du côté des vert.e.s, les auspices étaient favorables, les grèves pour le climat ayant
notamment fait grand bruit au cours de l'année 2019. Alors qu'Adèle Thorens Goumaz
(vert.e.s), à la chambre du peuple depuis 2007, a présenté une double candidature pour
les deux chambres, Daniel Brélaz (vert.e.s) a visé un nouveau mandat au national. La
candidature du premier écologiste mondialement élu dans un parlement national –
c'était en 1979 – a créé des remous au sein de son parti. En effet, certains membres de
la section vaudoise ont souhaité que Brélaz laisse sa place aux plus jeunes, pour
permettre à une nouvelle génération d'émerger. Brélaz a assuré qu'il partirait en cours
de mandat en cas d'élection. Stratégiquement, le retirer de la liste serait revenu à se
priver d'une locomotive électorale. À ses côtés, la secrétaire générale de la fédération
romande des consommateurs (FRC) Sophie Michaud Gigon (vert.e.s) s'est présentée.
Parmi les papables, 24Heures a encore cité Léonore Porchet (vert.e.s), Alberto Mocchi
(vert.e.s) – président de la section cantonale –, et Raphaël Mahaim (vert.e.s), dont les
candidatures devaient permettre aux vert.e.s de récupérer le troisième siège perdu en
2015. Les plus optimistes se sont même mis à rêver d'un quatrième siège.
De l'autre côté de l'échiquier politique, la position de l'UDC était jugée fragile par de
nombreux observateurs et observatrices. Alice Glauser-Zufferey (udc), élue entre 2007
et 2011 puis en 2016 suite à l'accession du Guy Parmelin au Conseil fédéral, n'a pas
souhaité briguer un mandat supplémentaire. Aucune candidate n'ayant émergée pour
prendre sa succession, ce sont donc sur des têtes – masculines – connues qu'ont
reposées les ambitions agrariennes de conserver les quatre sièges. Jean-Pierre Grin
(udc) et Michaël Buffat (udc), élus depuis 2007 et 2011, n'avaient pas de souci à se faire
à l'idée de rempiler pour une nouvelle législature, selon 24Heures. Élu en 2015, Jacques
Nicolet (udc) pouvait également légitimement viser une réélection, d'autant plus que le
président de la section cantonale avait réussi à mettre de l'ordre dans les tensions
internes qui ont miné l'UDC vaudoise ces dernières années, menant notamment à
l'exclusion de Claude-Alain Voiblet. Celui-ci avait collé des affiches électorales
personnelles par-dessus celles de son parti lors de la campagne fédérale de 2015.
Derrières les sortants, quelques députés au Grand Conseil nourrissaient l'ambition de
passer à l'échelon fédéral.
L'extrême-gauche a elle aussi affiché ses ambitions en vue de l'élection. Le POP a
présenté 19 candidatures, avec comme têtes de liste Anaïs Timofte, déjà candidate au
Conseil d'État lors de l'élection complémentaire pour succéder à Pierre-Yves Maillard,
et Bernard Borel. Ensemble à gauche, qui a regroupé sous sa bannière SolidaritéS,
Décroissance-Alternatives et Solidarité & Écologie, a présenté une liste complète de 19
candidatures. Un sous-apparentement a été conclu avec le POP. Celui-ci s'est inscrit
dans la grande alliance de gauche qui comprenait également le PS, les vert.e.s ainsi que
leurs listes jeunes. L'extrême-gauche vaudoise n'était plus représentée à Berne depuis
le départ de Josef Zisyadis en 2011 et espérait donc faire son retour sous la coupole.
Le PDC avait pour but de conserver le siège de Claude Béglé. Ce dernier, élu en 2015 à
la place de Jacques Neirynck (pdc), a – selon la presse – donné durant la législature une
image d'élu isolé, dont l'avis ne pèse pas à Berne. Certes, son «esprit libre et franc du
collier» a été apprécié, mais ses voyages diplomatiques «parallèles», selon ses propres
termes, ont fait des vagues durant la campagne. En effet, à la suite d'un voyage privé en
Corée du Nord, le membre de la commission de politique extérieure (CPE) s'est fait
tirer dessus à boulets rouges par la presse: dans des tweets, il avait fait l'éloge du
régime de Kim Jong-Un, saluant un système qui fonctionne «bien mieux qu'on pourrait
l'imaginer», avec de bas salaires certes, mais où «tout est fourni gratuitement par
l'État». Alors que son parti s'est distancé de ses propos, son comportement n'a pas plu
parmi ses pairs. Le conseiller national genevois Carlo Sommaruga (ps) lui a notamment
reproché de «profiter de son statut de parlementaire pour voyager et exister dans les
médias, sans prendre aucune distance avec ce qu'il voit». Cette polémique n'a pas
arrangé les affaires du PDC vaudois, déjà en perte de vitesse ces dernières années. Le
parti n'est plus représenté que par un député au Grand Conseil, contre quatre lors de
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la législature précédente. Pour garder sa place à Berne, il a compté sur une alliance des
partis du centre avec le PBD, le PEV et l'UDF. En revanche, le parti vert'libéral n'a pas
souhaité s'associer aux démocrates-chrétiens. Les vert'libéraux se sont alliés au Parti
Pirate. Espérant bénéficier d'une vague verte, le parti a visé un deuxième siège. Seule
élue verte libérale romande lors de la dernière législature, Isabelle Chevalley, figure de
proue du parti, avait bon espoir de recevoir du soutien pour mettre en avant une
transition écologique qui se fait main dans la main avec l'économie. Ce point
constituait le cœur du programme du parti vert'libéral, qui a indiqué compter sur une
politique d'incitation et sur l'innovation pour résoudre le défi climatique.
Dans le grand jeu des alliances, le PLR a exclu tout accord avec les vert'libéraux, trop à
gauche selon lui. Entre l'UDC et le PLR, les stratèges étaient conscients qu'un accord
aurait augmenté les possibilités de conquérir un siège supplémentaire. Cependant, les
positions de deux partis divergeaient fondamentalement sur la direction à prendre
quant aux relations avec l'UE. L'accord-cadre, un des thèmes les plus discutés durant la
campagne, était soutenu par le PLR, alors que l'UDC le rejetait. Finalement, la droite
s'est donc lancée en ordre dispersé dans la bataille.
De manière générale, le thème au centre des discussions durant la campagne a été
celui du climat. Tous les partis s'en sont emparé, y compris l'UDC, qui a souligné
l'importance de défendre la production alimentaire locale. Le parti agrarien a critiqué
les taxes, «seules solutions concrètes proposées par les autres partis, qui remplissent
les caisses de l'État sans incidence sur l'environnement». Dans le camp opposé, la
gauche radicale a émis le souhait d'atteindre la neutralité carbone d'ici à 2030. Ses
objectifs principaux étaient d'une part la «justice climatique» et d'autre part l'égalité
«pour tous», avec notamment la volonté de rendre les transports publics gratuits. 
Concernant les budgets, le PLR (CHF 400'000) et le PS (CHF 294'000) sont les partis
ayant alloués le plus de fonds à la campagne. Suivaient les vert.e.s avec CHF 220'000,
l'UDC avec CHF 150'000 et le parti vert'libéral avec CHF 86'000. 

Avec une participation de 41.4 pour cent (42.9% en 2015), les partis écologistes ont été
les grands vainqueurs du dimanche électoral. Les vert.es et les vert'libéraux ont doublé
leur députation, décrochant respectivement 4 et 2 sièges. Cette progression s'est faite
au profit de l'UDC, qui est passé de quatre à trois fauteuils, et surtout du PDC, qui n'a
pas décroché de mandat. Le PLR et le PS ont conservé leurs cinq sièges. 
Pour être précis, la plus forte progression est à mettre au crédit des vert.e.s, qui ont
récolté 19.7 pour cent des voix (+8.4 points de pourcentage (pp) par rapport à 2015).
Adèle Thorens Goumaz (47'674 voix), Daniel Brélaz (37'667 voix), Sophie Michaud Gigon
(32'205 voix) et Léonore Porchet (30'860 voix) ont gagné un ticket pour Berne. Avec
l'élection de Thorens Goumaz à la chambre haute, Valentine Python a finalement
accédé au Conseil national en tant que première viennent-ensuite (30'314 voix). Cette
dernière a symbolisé à merveille le succès des écologistes: novice en politique et
climatologue de profession, son élection était révélatrice d'un électorat à la recherche
«de compétences scientifiques pour répondre aux préoccupations sur l'avenir de la
planète», selon 24Heures. Avec une députation passant de 7 à 9 élu.e.s, la gauche a
globalement été à la fête. Malgré une légère régression, le PS a recueilli 20.4 pour cent
des suffrages (-1.8pp). Ada Marra (49'953 voix), Roger Nordmann (45'649 voix), Samuel
Bendahan (37'923 voix) et Brigitte Crottaz (37'755 voix) ont conservé leur siège, alors
que Pierre-Yves Maillard a caracolé en tête des suffrages. Le poids-lourd de la politique
vaudoise a été le candidat le mieux élu, avec 59'514 voix. Nicolas Rochat Fernandez
(31'050 voix) a fait les frais de l'élection de Maillard, ne conservant pas le siège qu'il aura
occupé pendant deux sessions seulement. Avec 4.1 pour cent des suffrages (+1.2pp), la
gauche de la gauche a apporté sa pierre à l'édifice mais n'a pas été récompensée par
un siège. 
En obtenant 8.3 pour cent des voix, le PVL a plus que doublé son score de 2015, qui
était de 3.9 pour cent (+4.4pp). Son allié, le parti pirate, a engrangé 0.8 pour cent des
voix. Ce résultat historique a donné le droit au président de la section cantonale
François Pointet (13'390 voix) de rejoindre sa camarade Isabelle Chevalley (26'488 voix)
dans les travées du parlement. Le PDC a fait les frais de la progression de son
concurrent du centre. Son score – 2.4 pour cent (-2.2pp) – n'a pas suffi à conserver le
siège de Claude Béglé, malgré l'apport, certes minime, du PEV (1.3%), du PBD (0.4%) et
de l'UDF (0.3%). Béglé a sans doute payé ses propos sur la Corée du Nord. En effet, il
n'a récolté que 5'459 bulletins, contre 12'367 en 2015. Comme pronostiqué dans la
presse, l'UDC a également souffert en n'obtenant que 17.4 pour cent des suffrages (-
5.2pp). Dépassé par les vert.e.s, le parti agrarien a dû abandonner un siège. Les sortants
Jean-Pierre Grin (35'966 voix), Jacques Nicolet (33'537 voix) et Michaël Buffat (31'677
voix) ont été réélus. Enfin, le parti libéral-radical est resté le premier parti du canton.
En récoltant 23.3 pour cent des suffrages, il a néanmoins enregistré un recul de 3.5pp
par rapport à 2015. Cela ne lui a pas porté préjudice, puisqu'il a conservé ses cinq
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sièges. Olivier Français a reçu le plus de voix (50'328), mais comme celui-ci a ensuite
été élu au Conseil des États, ce sont Isabelle Moret (48'664 voix), Olivier Feller (46'542
voix), Jacqueline de Quattro (44'996 voix), Frédéric Borloz (40'962 voix) et Laurent
Wehrli (40'339 voix), en tant que premier viennent-ensuite, qui siégeront à la chambre
du peuple. Suite à son élection, Jacqueline de Quattro a comme prévu quitté le Conseil
d'État, ce qui a donné lieu à une élection complémentaire.
En résumé, la députation vaudoise pour la 51ème législature se compose de 5 PLR, 5 PS,
4 vert.e.s, 3 UDC et 2 vert'libéraux. 11 hommes et 8 femmes ont été élu.e.s par la
population vaudoise. 11

Lors des fédérales de 2019, l'élection au Conseil des États s'est apparentée à un duel
gauche-droite dans le canton de Vaud. La donne était similaire aux élections fédérales
de 2015: la gauche est partie unie dans la bataille, avec un ticket rose-vert composé
d'Ada Marra (ps) et Adèle Thorens Goumaz (vert.e.s). Face à elle, la droite était
morcelée. Le sortant PLR Olivier Français a brigué un nouveau mandat en tant que
candidat unique de son parti. De son côté, l'UDC a d'abord fait cavalier seul en
présentant le duo Michaël Buffat/Jacques Nicolet, tous deux également candidats au
national. Face à une droite désorganisée, la gauche avait bon espoir de retrouver la
configuration qui prévalait entre 2007 et 2015, quand la socialiste Géraldine Savary et
l'écologiste Luc Recordon siégeaient sous la coupole. Cependant, le soutien – informel
– de l'UDC à Olivier Français lors du deuxième tour en 2015 lui avait permis d'évincer
Recordon. Une alliance, au moins informelle, des partis bourgeois semblait donc être
une condition nécessaire au maintien du siège de Français, d'autant plus que la gauche
pouvait surfer sur deux thèmes particulièrement discutés en 2019, à savoir la cause des
femmes et la question climatique. 
Alors que le parti socialiste avait à l'origine prévu de présenter Géraldine Savary à sa
propre succession, celle-ci a finalement renoncé à une candidature après avoir été
mêlée à des polémiques sur ses liens avec le milliardaire Frederik Paulsen. L'homme
d'affaire, également consul honoraire de Russie à Lausanne, avait effectué de
nombreux dons pour les campagnes politiques de Savary. Bien qu'ils ne constituaient
pas une infraction pénale, ces dons ont créé un malaise et une tornade médiatique
autour de Géraldine Savary. Suite à son désistement, Ada Marra a été désignée comme
candidate par le parti à la rose. D'autres poids-lourds tels que Roger Nordmann et
Pierre-Yves Maillard avaient été mentionnés parmi les papables, mais la candidature de
la vice-présidente du PS suisse a été privilégiée. Personnalité engagée, sur l'aile gauche
du parti, Marra a été élue au national en 2007, où elle a parfois déclenché des
controverses, par exemple en déclarant que «LA Suisse n'existe pas, ce sont les gens
qui y habitent qui existent» dans un message publié à l'occasion de la fête nationale en
2017. Ces propos n'avaient pas plu au sein des partis bourgeois. L'action pour une
Suisse indépendante et neutre (ASIN) les avait taxés de «négationnisme patriotique».
Tout comme Ada Marra, la candidate écologiste Adèle Thorens Goumaz a été élue au
Conseil national en 2007. Après trois législatures, elle avait pour ambition de récupérer
le siège perdu en 2015 à la suite de la non-réélection de Luc Recordon. Pour ceci, elle a
notamment affiché ses ambitions sur la question climatique, espérant porter les
espoirs des grévistes à la chambre haute. Les candidates de l'alliance rose-verte ont par
ailleurs présenté un programme commun. Parmi les observateurs et observatrices, on
notait que Thorens Goumaz, plus centriste que sa colistière, possédait de réelles
chances de déloger les socialistes du siège acquis en 1999. 
Côté bourgeois, le PLR a présenté comme candidat unique le sortant Olivier Français. À
la question d'une alliance avec l'UDC, le président de la section cantonale Marc-Olivier
Buffat (plr) a répondu qu'elle ne figurait pas à l'ordre du jour, notamment en raison des
deux candidats présentés par le parti agrarien. À Berne, Olivier Français a, durant son
mandat, renvoyé une image d'homme efficace et spécialiste dans le domaine des
transports. Dans un entretien avec le journal Le Temps, il a souligné à quel point il se
sentait bien à la chambre haute, où «vous avez une marge d'action énorme» et où il
s'agit de «dépolitiser le débat et de trouver des compromis». En cas de réélection, le
domaine du rail et de la route continuerait de constituer son champ d'action, a-t-il
relevé, avec notamment la volonté de moderniser la liaison ferroviaire Lausanne-Berne.
Malgré la concurrence de l'UDC et de la gauche, la prime au sortant devait constituer
pour lui un matelas de sécurité en vue de l'élection. Comme déjà mentionné, les
conseillers nationaux Jacques Nicolet et Michaël Buffat étaient les deux candidats
agrariens. Pour le reste des candidatures, le POP a misé sur Anaïs Timofte et Bernard
Borel, alors qu'Ensemble à Gauche a présenté Franziska Meinherz et Yvan Luccarini. Du
côté du centre, Claude Béglé (pdc) et François Bachmann (pev) ont fait acte de
candidature. Pour les vert'libéraux, la conseillère nationale Isabelle Chevalley et
François Pointet se sont lancés dans la course. Enfin, Olivier Pahud et Annick Tiburzio

WAHLEN
DATUM: 10.11.2019
MATHIAS BUCHWALDER
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ont déposé leurs candidatures sous la liste «Démocratie directe, spiritualités et
nature». Pour ces candidates et candidats, les chances d'être élu.e.s à la chambre des
cantons étaient maigres, voire inexistantes. Il s'agissait avant tout de bénéficier d'une
certaine visibilité, susceptible de mettre en avant leurs candidatures au national ou
leurs partis. Au total, on recensait donc 15 candidatures: 6 étaient de gauche et 7 de
droite (2 autres), pour 6 femmes et 9 hommes.

Au premier tour, les candidates de la liste rose-verte ont fait la course en tête. Adèle
Thorens Goumaz (72'416 voix, 39.90%) et Ada Marra (71'997 voix, 39.66%) se sont tenues
dans un mouchoir de poche. Elles disposaient d'une avance confortable sur Olivier
Français (53'049 voix, 29.23%), dont le score a, comme prévu, été péjoré par les
candidatures UDC à sa droite. Jacques Nicolet et Michaël Buffat ont récolté
respectivement 32'045 (17.65%) et 29'639 suffrages (16.33%). Dernière candidate au-
dessus des 10%, Isabelle Chevalley a été créditée de 21'982 voix (12.11%), alors que les
autres candidat.e.s ont terminé plus loin. Comme aucune candidature n'a atteint la
majorité absolue, fixée à 90'759 voix, un deuxième tour a été nécessaire. La
participation a été de 42.51 pour cent pour ce premier tour. 

A l'issu du premier tour, l'enjeu était clair pour Olivier Français. Il s'agissait de rallier
l'UDC à sa cause, ce qui nécessitait que le parti agrarien retire ses deux candidats.
C'était en tout cas la condition du PLR, qui ne souhaitait pas de ticket à deux. En effet,
un duo UDC-PLR risquerait des «biffages sur les bulletins de vote», selon Marc-Olivier
Buffat, notamment de la part de l'électorat centriste. En 2015, Olivier Français comptait
14'000 voix de retard sur Luc Recordon après le premier tour. Si l'UDC ne l'avait pas
formellement soutenu pour le deuxième tour, le parti agrarien avait cependant renoncé
à présenter un.e candidat.e, et de nombreux édiles du parti s'étaient publiquement
exprimés en faveur de Français (notamment Guy Parmelin et Jacques Nicolet, alors tous
deux conseillers nationaux fraîchement (ré)élus). Avec 19'000 voix de retard cette fois-
ci, il pouvait espérer un scénario similaire, d'autant plus que la gauche a considéré qu'il
serait difficile pour elle de faire mieux au deuxième tour, le résultat du premier étant
déjà exceptionnel. Après les palabres habituels durant les congrès des différents partis,
ne restaient finalement qu'Ada Marra, Adèle Thorens Goumaz et Olivier Français en lice
pour le second tour. L'UDC a exprimé son soutien à Français, en retirant ses candidats.
Le parti avait notamment la volonté de faire barrage à Ada Marra, «le symbole de l'anti-
UDC, la pire chose qui pourrait arriver à Berne» selon Michaël Buffat. De plus, le parti
vert'libéral a également accordé son soutien à Français. Les membres du parti ont
plébiscité un ticket Thorens Goumaz-Français. À gauche, la confiance régnait sur la
capacité du ticket rose-vert à s'imposer, après le résultat magistral du premier tour.

Lors du second tour, Olivier Français a renversé la table en terminant en tête du scrutin
avec 86'354 voix (53.8%). Victime de cette «remontada», Ada Marra a été contrainte
d'abandonner le siège socialiste (76'193 voix, 47.5%), devancée par sa colistière verte
Adèle Thorens Goumaz (83'031 voix, 51.7%). Pour ce second tour, la participation s'est
montée à 37.60 pour cent. Pour la première fois, un tandem PLR-vert.e.s représentera
le canton de Vaud à la chambre des cantons. Le soutien des autres partis de droite s'est
ainsi avéré crucial pour le candidat libéral-radical. Par la voix de Jacques Nicolet, l'UDC
a indiqué attendre un retour d'ascenseur de la part du PLR pour les élections
cantonales de 2022, sous la forme d'un soutien à une candidature UDC au Conseil
d'État. Quant à Ada Marra, son positionnement très à gauche lui a probablement coûté
le siège au profit de Thorens Goumaz. Il se murmurait notamment que Nordmann ou
Maillard n'auraient pas subi un tel affront s'ils avaient été candidats, car ils auraient
mieux su attirer des voix de droite. En conclusion, de nombreux observateurs et
observatrices ont noté qu'en raison de son très bon boulot à Berne, Olivier Français a
mérité sa réélection. 12
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Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Au mois de mars, le Conseil des Etats a adopté une motion Hess (plr, OW) chargeant le
gouvernement de garantir une disponibilité opérationnelle du service de police
aérienne en dehors des heures de travail normales. Le conseiller aux Etats a estimé que
le service de surveillance passive permanente de l’espace aérien ne suffit pas et donc
que la disponibilité des moyens d’intervention doit également être assurée de manière
permanente. Le Conseil fédéral a proposé d’accepter la motion en précisant que
l’efficacité maximale de telles mesures ne serait atteinte qu’à moyen terme. Au Conseil
national, une minorité Birrer-Heimo (ps, LU) a estimé la mesure inutile au vu de
l’absence d’incident à déplorer, et des coûts sont disproportionnés relativement aux
objectifs concernés et a considéré que la motion étend les engagements de l’armée
alors que celle-ci fait déjà face à de nombreux problèmes financiers. La chambre basse
a accepté la motion par 98 voix contre 47. La gauche l’a unanimement rejetée. 13

MOTION
DATUM: 15.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Fathi Derder (plr, VD) demande au Conseil fédéral un rapport sur le potentiel
d’allègement de l’impôt sur le capital et de l’impôt sur la fortune pour les PME.
D’abord combattu par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU), le postulat a été adopté en
chambre par 137 voix contre 53. Seule l’aile gauche du Parlement s’est opposée. Le
Conseil fédéral proposait d’ailleurs d’adopter le postulat. Il soulignait également qu’à la
suite du rapport sur le postulat 13.4237, il avait chargé le Département fédéral des
finances (DFF) de réfléchir à l’optimisation du traitement des start-up. 14

MOTION
DATUM: 13.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a adopté, à l'unanimité, une motion du sénateur Germann (udc,
SH). La motion charge le Conseil fédéral de proposer des mesures pour accroître le
dynamisme de la place économique suisse. Le sénateur insiste notamment sur trois
thématiques: l'optimisation des conditions-cadres, la baisse des coûts de
réglementation et le maintien des emplois. Le Conseil fédéral proposait d'adopter la
motion. 
Une motion similaire a été déposée au Conseil national par le parlementaire Michaël
Buffat (udc, VD). La discussion a été reportée car l'objet est combattu par la socialiste
Birrer-Heimo (ps, LU). 15

MOTION
DATUM: 17.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Michaël Buffat (udc, VD) a déposé une motion qui charge le Conseil fédéral de proposer
des mesures pour accroître le dynamisme de la place économique suisse. Le
parlementaire vaudois insiste notamment sur trois thématiques: l'optimisation des
conditions-cadres, la baisse des coûts de réglementation et le maintien des emplois. 
Le Conseil fédéral proposait d'adopter la motion. Le débat a été reporté car la motion
est combattue par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU). Cependant, une motion similaire, du
sénateur Germann (udc, SH) a été déposée et acceptée par le Conseil des Etats. 16

MOTION
DATUM: 21.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin d’accroître le dynamisme de la place économique suisse, le conseil national a
adopté une motion de Michaël Buffat (udc, VD). Cette motion, bien que combattue par
Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a été largement adoptée, par 121 voix contre 46, par le
Conseil national. Seul le camp rose-vert s’est opposé à la motion. En parallèle, une
motion 19.3043 équivalente, avait déjà été adoptée par le Conseil des États. 17

MOTION
DATUM: 26.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Marcel Dobler (plr, SG) demande au Conseil fédéral un rapport sur les possibilités de
modification de la loi fédérale sur le crédit à la consommation (LCC) afin d’intégrer la
conclusion et révocation sous forme numérique du contrat de crédit à la
consommation. D’abord, il précise que l’évolution des habitudes des consommateurs,
due à la numérisation, force le législateur à réviser les normes préalablement établies.
Ensuite, il explique que les outils numériques, notamment les fenêtres d’information et
d’avertissement, permettraient de renforcer la protection du consommateur. De plus, il
rappelle que le droit suisse insiste sur le principe de liberté de la forme du contrat sauf
exception. Finalement, il met en lumière le rapport FinTech du Conseil fédéral qui
indique que l’exigence d’un contrat sous forme écrite est un frein à l’innovation. 
Le Conseil fédéral est favorable à l’adoption du postulat. Le débat en chambre a été
reporté car l’objet est combattu par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU). 18

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Internationale Markenartikelanbieter operierten seit Jahren in der Schweiz im Vergleich
zum Ausland mit deutlich höheren Gewinnmargen und zementierten so die
Hochpreisinsel Schweiz, weil gleichzeitig der Einkauf über ausländische Lieferanten
verhindert wurde. In diesem Zusammenhang wurde im Nationalrat einer Motion Birrer-
Heimo (sp, LU) mit 113 zu 74 Stimmen zugestimmt. Diese sah vor, das Kartellgesetz mit
einem Artikel zu unzulässigen Preisdifferenzierungen durch ausländische Anbieter zu
ergänzen. Der Entscheid des Ständerats zu dieser Motion stand noch aus. 19

MOTION
DATUM: 21.12.2011
LAURENT BERNHARD

In der Frühjahrssession lehnte der Ständerat eine Motion Birrer-Heimo (sp, LU) ab, die
sich auf Preisdifferenzierungen durch ausländische Anbieter bezog. Der Vorstoss, der
im Jahr 2011 im Nationalrat eine Mehrheit erreicht hatte, wollte im Kartellgesetz den
Grundsatz verankern, wonach sich Unternehmen unzulässig verhielten, wenn sie ihre
Markenprodukte im Ausland zu tieferen Preisen vertrieben als in der Schweiz. Da dieses
Anliegen vom Ständerat im Rahmen der Kartellgesetzrevision berücksichtigt wurde,
erwies sich dieser Entscheid in der kleinen Kammer als unumstritten. 20

MOTION
DATUM: 21.03.2013
LAURENT BERNHARD

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession des Berichtsjahres als Erstrat mit
der Revision des Kartellgesetzes. Auf institutioneller Ebene erteilte die kleine Kammer
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Schaffung einer Gerichtsinstanz eine Abfuhr.
Ausschlaggebend für diesen Entscheid war die Befürchtung einer Verlängerung der
Verfahren. Stattdessen beschloss der Ständerat eine Professionalisierung und
Verkleinerung der Wettbewerbskommission (WEKO). Das zwölfköpfige Gremium, in dem
bis anhin auch Vertreter von vier Verbänden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Stiftung für
Konsumentenschutz) Platz nahmen, sollte auf fünf unabhängige Sachverständige
reduziert werden. In Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h. die Grundsatzverbote von
Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen Konkurrenten (Horizontalabreden)
sowie von vertikalen Preisbindungen und Gebietsabschottungen zwischen Produzenten
und Händlern (Vertikalabreden) folgte die kleine Kammer den bundesrätlichen
Anträgen. Der Ständerat sprach sich bei den Vertikalabreden dafür aus, im Einzelfall
abweichende Rechtfertigungsmöglichkeiten zuzulassen, sofern von solchen Abreden
eine effizienzsteigernde Wirkung ausging. Entgegen dem Vorschlag des Bundesrats
sollte die Beweisführung jedoch nicht den Unternehmen, sondern der
Wettbewerbsbehörde obliegen. Ausserdem legte der Ständerat fest, dass
wettbewerbsfördernde Arbeitsgemeinschaften und Poolverträge weiterhin zulässig
bleiben sollten. Diese Kooperationsformen waren in der Baubranche und in der
Versicherungsbranche häufig anzutreffen. Schliesslich sollten Bagatellfälle nicht von der
WEKO aufgegriffen werden. Für eine Überraschung sorgte die Annahme eines
Minderheitsantrags Hess (fdp, OW). Dieser sah – im Sinne einer im Vorjahr vom
Nationalrat angenommenen Motion Birrer-Heimo (sp, LU) – vor, dass Lieferanten aus
OECD-Ländern ihre Schweizer Kunden zu den dort üblichen Bedingungen beliefern
mussten. Dieser Entscheid, der die Bekämpfung der “Hochpreisinsel Schweiz“
bezweckte, kam deutlich mit 25 zu 12 Stimmen zu Stande. Vertreter der unterlegenen
Kommissionsmehrheit machten vergebens darauf aufmerksam, dass ein solcher
Lieferzwang für ausländische Unternehmen ohne Schweizer Niederlassung kaum
durchsetzbar war und der international gängigen Praxis widersprach. Nicht zuletzt
aufgrund des Umstandes, dass der Ständerat die Vorlage in gewissen Bereichen
grundlegend verändert und somit neue Fragen aufgeworfen hatte, beschloss die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD
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Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) im April, den
Eintretensentscheid zu vertagen und weitere Abklärungen durchzuführen. Dies betraf
vor allem den Umbau der Wettbewerbskommission und die Frage des Lieferzwangs. In
der Presse wurde dies als Verzögerungstaktik einer aus Gewerbe- und
Gewerkschaftsvertretern bestehenden unheiligen Allianz interpretiert. Im Oktober gab
die WAK-NR bekannt, dass sich eine Mehrheit von 13 zu 9 Kommissionsmitgliedern
gegen das vom Ständerat beschlossene Teilkartellverbot ausgesprochen hatte. Ein
Gelingen der Gesetzesrevision erschien somit zunehmend ungewiss. 21

In der Sommersession 2014 folgte der Nationalrat einem Postulat Birrer-Heimo (sp, LU)
und beauftragte den Bundesrat, in einem Bericht aufzuzeigen, wie Werbeanrufe von
Callcentern mit gefälschten Schweizer Telefonnummern („Spoofing“) verhindert
werden können. Der Bundesrat sprach sich im Vorfeld für eine Annahme des Postulats
aus und versprach, die Problematik in einen bereits geplanten Bericht über die
Entwicklungen im Fernmeldemarkt aufzunehmen. Um diesen hatte die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates (KVF-SR) im Jahr 2013 ersucht, nachdem
die Telekomindustrie neue Technologien und Preismodelle für den Mobilfunkverkehr
mit dem Ausland angekündigt hatte. 22

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
DAVID ZUMBACH

Mit der Teilrevision des Fernmeldegesetzes (FMG), die am 11. Dezember 2015 in die
Vernehmlassung geschickt wurde, nahm sich der Bundesrat u.a. der Thematik von
Werbeanrufen mit gefälschten Schweizer Telefonnummern („Spoofing“) an, die 2014
durch ein Postulat Birrer-Heimo (sp, LU) angeregt worden war. Mit der geplanten
Gesetzesänderung will der Bundesrat die Fernmeldedienstanbieter zur Bekämpfung der
unlauteren Werbeanrufe verpflichten. Gleichzeitig betonte der Bundesrat im
Vernehmlassungsbericht aber auch, dass es viele Jahre dauern würde, bis Spoofing
wirkungsvoll bekämpft werden könne, da dies nur über internationale Bestrebungen
und ein weltweites Zertifizierungssystem möglich sei. Das Postulat wurde im Sommer
2016 abgeschrieben. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2015
DAVID ZUMBACH

Wirtschaftsordnung

Alors que la digitalisation a entraîné une profonde mutation de l'industrie du voyage, la
loi fédérale sur les voyages à forfaits, introduite en 1994, n'a pas été adaptée aux
nouvelles habitudes des consommateurs. Ainsi, les prestations de détaillants en ligne
ne sont pas prises en compte par la législation. Afin de protéger les consommateurs
helvétiques, Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a déposé un postulat pour l'adaptation de la
loi sur les voyages à forfait aux habitudes de consommation actuelles. Le Conseil
fédéral a proposé d'accepter le postulat. Il a été adopté, sans discussion, par la
chambre du peuple. 24

POSTULAT
DATUM: 14.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Ein Postulat von Giovanni Merlini (fdp, TI) hatte eine Erleichterung der
grenzüberschreitenden Finanzdienstleistungen für italienische und französische
Privatkundinnen und Privatkunden zum Ziel. Da Italien und Frankreich die MiFID-II
-Richtlinie der EU restriktiv ausgelegt habe, dürften Finanzintermediäre aus Nicht-EU-
Staaten in den beiden Staaten nur noch Finanzdienstleistungen anbieten, wenn sie
darin über eine Zweigniederlassung verfügen. Entsprechend solle der Bundesrat einen
Bericht zur Situation des Tessiner und Genfer Finanzsektors, die von diesen Regelungen
besonders stark betroffen seien, sowie zu deren Zugang zum italienischen respektive
französischen Markt ausarbeiten. Darin solle er auch Massnahmen darlegen, die solche
Dienstleistungen für schweizerische Finanzintermediäre erleichtern sollen. 

Da das Postulat vom Bundesrat zur Annahme empfohlen und von Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) in der Wintersession 2017 bekämpft worden war, beschäftigte sich der
Nationalrat in der Frühjahrssession 2018 damit. Dabei wies der Postulant auf die in
seinen Augen ungerechte Behandlung der Schweiz durch die EU hin, etwa bezüglich der
zeitlich beschränkten Anerkennung der schweizerischen Vorschriften bezüglich der
Börse oder bezüglich der Aufnahme der Schweiz auf die graue Liste der Staaten mit

POSTULAT
DATUM: 28.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.90 - 01.01.20 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



privilegierter Besteuerung. Deshalb wolle er nun den Bundesrat mit der Verfassung
dieses Berichts beauftragen. So sei den Privatbanken die Eröffnung einer
Zweigniederlassung „aus wirtschaftlichen, steuerlichen und unternehmerischen
Gründen nicht zumutbar“. Ohne Zweigniederlassung(en) verlören sie jedoch Kundschaft
und würden weniger Umsatz machen, wodurch Arbeitsplätze verloren gingen. Man
müsse daher mit diesen Staaten „auf Augenhöhe sprechen und verhandeln“;
insbesondere da sich Italien gemäss dem Postulanten mit der Roadmap vom Februar
2015 verpflichtet habe, den Zugang zu grenzüberschreitenden Finanzdienstleistungen
zu erleichtern. Prisca Birrer-Heimo erklärte ihren Widerstand gegen den Vorstoss
damit, dass sie nicht noch ein „Sonderzügli“ sehen möchte: Wenn das Fidleg und das
Finig äquivalent der Mifid-II-Bestimmungen umgesetzt würden, gäbe es keine Probleme
mit dem EU-Marktzugang. Stattdessen versuche man, möglichst viel herauszuholen,
obwohl man gesehen habe, dass die EU da nicht mitspiele. Finanzminister Maurer
hingegen stellte sich im Namen des Bundesrates hinter das Postulat und erklärte, man
werde die Situation analysieren und anschliessend versuchen, entsprechende Verträge,
wie sie mit Deutschland bereits existierten, abzuschliessen. Den Erfolg des Vorhabens
könne er jedoch nicht garantieren. 
Der Nationalrat stimmte dem Postulat mit 138 zu 47 Stimmen zu, dagegen sprachen sich
geschlossen die Fraktionen der SP und der Grünen aus. 25

Kapitalmarkt

Als Reaktion auf die eher kritisch ausgefallenen Voten im Vernehmlassungsverfahren
hatte der Bundesrat das Vorhaben, bei der Verrechnungssteuer vom Schuldner- auf das
Zahlstellenprinzip überzugehen, aus der Vorlage gekippt. Nun ging es beim
Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer lediglich noch darum, die Ende 2016
auslaufende Befreiung gewisser Finanzierungsinstrumente (Coco-Bonds, Write-Off-
Bonds) von der Verrechnungssteuer bis Ende 2021 zu verlängern und überdies einem
weiteren Instrument, sogenannten Bail-In-Bonds, die entsprechende
Ausnahmebehandlung zukommen zu lassen. All diese Finanzierungsinstrumente stellen
Fremdkapitalposten dar, die bei drohender Insolvenz einer Unternehmung automatisch
in Eigenkapital umgewandelt werden und damit ihren Untergang verhindern sollen. Die
Befreiung der Instrumente von der Verrechnungssteuer sollte dafür sorgen, dass die
Ausgabe solcher Papiere in der Schweiz steuertechnisch gegenüber der Ausgabe im
Ausland nicht benachteiligt wird und es sollten damit Anreize zu einer vermehrten
Ausgabe im Inland geschaffen werden – denn nur im Inland und nach hiesigem Recht
ausgegebene Anleihen können ihre Funktion als zusätzliches Sicherheitspolster in einer
Krise voll wahrnehmen.
Die Vorlage gelangte im Winter 2015 in den Nationalrat und wurde dort einstimmig
gutgeheissen. Der Ständerat hingegen, der das Bundesgesetz über die
Verrechnungssteuer in der darauffolgenden Frühlingssession behandelte, schuf auf
Antrag einer Mehrheit der WAK-SR eine geringfügige Differenz zu Bundesrat und
grosser Kammer, indem er die Ausgabe solcher Anleihen nicht nur auf
„Konzernobergesellschaften" beschränken, sondern auch „Konzerngesellschaften"
ermöglichen wollte. Bundesrat Maurer hielt in der ständerätlichen Debatte fest, dass
die von der Kommission vorgeschlagene Differenz praktisch irrelevant sei, da die
Ausgabe solcher Anleihen in jedem Falle eine Genehmigung durch die Finma erfordere
und diese ihre Praxis, die Ausgabe nur Konzernobergesellschaften (Holding-Strukturen)
zu bewilligen, bis zum Ablauf der zur Debatte stehenden Frist mit grosser
Wahrscheinlichkeit nicht ändern werde. Die kleine Kammer stimmte dem Vorschlag
ihrer Kommissionsmehrheit trotzdem, gegen den Willen von SP und Grünen, mit 31 zu 13
Stimmen zu. 
Damit gelangte die Vorlage noch einmal zurück in den Nationalrat, wo sich eine
Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) dafür stark machte, an der ursprünglichen Fassung
von National- und Bundesrat festzuhalten. Dafür spreche zum einen, dass nur die
Ausgabe auf Holding-Stufe die gewünschte Sicherungsfunktion gewährleisten könne;
zum anderen entspreche ebendiese Praxis dem international gängigen Standard. Eine
satte Mehrheit der Nationalrätinnen und Nationalräte hatten für diese Argumente
jedoch kein Gehör und sprach sich mit 124 zu 49 Stimmen für die Variante des
Ständerats aus. 
In der Schlussabstimmung votierten schliesslich beide Kammern einstimmig für die
Vorlage. 26
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Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a déposé une motion pour soumettre tout type de négoce
dans le secteur des matières premières, même le négoce pour compte propre, à la loi
sur le blanchiment d'argent (LBA). 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Il estime que le dispositif actuel est
suffisant et qu'un monitoring est régulièrement opéré. La motion a été classée car elle
n'a pas été traitée dans un délai de deux ans.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Nationalbank

Le postulat déposé par Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL), puis repris par Beat
Jans (ps, BS), soulève la thématique de la création d’une monnaie centrale
électronique. Avec les récentes évolutions dans la cryptofinance, l’idée de la création
de comptes numériques privés auprès des banques centrales agite la sphère
financière internationale. La Banque nationale suisse (BNS) n’échappe pas au débat. 
Le Conseil fédéral a proposé d’adopter le postulat. De plus, il souhaite que cette
problématique soit abordée conjointement au rapport sur le postulat 18.3159 qui étudie
la faisabilité et les enjeux de la création d’un cryptofranc. 
Le postulat a été combattu par Michaël Buffat (udc, VD). Il estime, de son côté, que la
création de comptes pour les personnes privées n’entre pas dans le mandat de la BNS.
Il relève notamment le rejet de l’initiative Monnaie pleine qui, selon lui, démontre que
le peuple ne veut pas que la banque nationale dévie de ses prérogatives actuelles. 
Au final, le postulat a été rejeté par 92 voix contre 82 et 17 abstentions. Une alliance du
Parti socialiste, des verts et du PDC n’a pas suffi pour faire pencher la balance. Elle n’a
été rejointe que par 5 libéraux-radicaux, alors que 13 membres du parti se sont
abstenus. 27

POSTULAT
DATUM: 13.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Avec les secousses provoquées par les Panama Papers dans la finance internationale,
plusieurs idées ont été élaborées afin de lutter contre ces fonds soustraits aux
autorités fiscales nationales. Dans cette optique, Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a déposé
une motion qui charge le Conseil fédéral de prélever un impôt de garantie à la source
de 1 pour cent sur les transactions financières effectuées par des entités financières
helvétiques avec des centres offshores. Afin de définir ces derniers, elle utilise la liste
de pays établie par la Banque nationale suisse (BNS) avec qui aucun accord sur
l'échange automatique de renseignements n'a été conclu. Logiquement, le produit de
cet impôt serait reversé en cas de déclaration fiscale transparente. Le Conseil fédéral
s'est positionné contre la motion. Il estime que plusieurs instruments ont été mis en
place pour réduire l'attrait des centres financiers offshores et qu'il est important de
connaître l'impact de ces instruments avant d'en créer d'autres. Il cite par exemple le
Base Erosion and Profit Shifting (BEPS), l'échange automatique de renseignements ou
encore les mesures de l'OCDE pour affaiblir l'attrait des sociétés boîtes aux lettres. La
motion a été rejetée par le Conseil national par 133 voix contre 55 et 2 abstentions. Les
partis du centre et de la droite ont imposé leur volonté. 28

MOTION
DATUM: 14.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Les autorités italiennes de contrôle des finances ont récemment transmis aux banques
étrangères actives en Italie un double questionnaire relatif à la gestion de leurs activités
bancaires en Italie. Ce questionnaire a pour objectif de soumettre les revenus des
banques étrangères à l'impôt italien. Cette démarche concerne également les banques
helvétiques. Dans cette optique, Marco Romano (pdc, TI) a déposé une motion pour que
le Conseil fédéral dissipe les doutes concernant les articles 5 et 11 des accords de
double imposition entre la Suisse et l'Italie. 
Le Conseil fédéral a proposé d'adopter la motion. Il a précisé que le Secrétariat d'Etat
aux questions financières internationales (SFI) s'était déjà penché sur la question.
L'objet est combattu par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU). Il a donc été renvoyé pour un
débat ultérieur. 29
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Börsen

Indem die EU ihren Mitgliedstaaten ein Jahr mehr Zeit einräumte, die Vorgaben
bezüglich Anlegerschutz zu erreichen, verringerte sie den Druck auf die Schweiz,
ihrerseits den Anlegerschutz rasch zu verbessern. Einige Mitglieder der WAK-SR, die die
bundesrätlichen Vorschläge im Finanzdienstleistungsgesetz (FIDLEG) als schädlich für
die Branche ansahen, liebäugelten gar damit, das Geschäft an die Regierung
zurückzuweisen. Schliesslich entschied sich die Kommission dafür, auf die Vorlage
einzutreten, diese aber aufgrund zahlreicher Änderungsanträge ans Finanzdepartement
(EFD) "zurückzuweisen". Dieses Vorgehen sorgte für Kritik von linker Seite, da nur die
Möglichkeit einer Rückweisung an den Gesamtbundesrat, jedoch nicht an ein einzelnes
Departement vorgesehen ist. Aus der Rückweisung ans Finanzdepartement resultierte
schliesslich ein Dokument mit von Banken formulierten 55 Änderungsvorschlägen, das
Bundesrat Maurer der WAK-SR unterbreitete. Weil darin nur Forderungen
aufgenommen waren, die die Streichung oder Abschwächung diverser Massnahmen
enthielten und damit für einen schwächeren Anlegerschutz lobbyiert wurde, wurde
auch dieses Prozedere scharf kritisiert. Am deutlichsten gegen das Vorgehen sprach
sich dabei die Präsidentin der Stiftung für Konsumentenschutz, Priska Birrer-Heimo
(sp, LU), aus. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.04.2016
NICO DÜRRENMATT

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Der Nationalrat beauftragte im Frühjahr 2014 die Exekutive in zwei Postulaten zum
wiederholten Male mit der Überprüfung der Berechnungsart von
Standardarbeitskräften (SAK). Diese Masseinheit dient dem Bund als Grundlage bei der
Festlegung der auszurichtenden Direktzahlungsbeiträge pro Hof. Erich von Siebenthal
(svp, BE) verlangte in seinem Vorstoss, dass nebst der Tierhaltung und der
Ackerbewirtschaftung auch die Waldpflege und die Sömmerung als wichtige Faktoren
landwirtschaftlicher Tätigkeit in die Kalkulation einfliessen sollen. Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) hingegen legte den Fokus stärker auf organisatorische und administrative
Aufgaben: Mit einem Einbezug des Betriebsmanagements sowie der Verarbeitung und
Vermarktung von Produkten wollte sie erreichen, dass der reale Arbeitsaufwand der
Bäuerinnen und Bauern berücksichtigt wird. Obwohl der Bundesrat mit Verweis auf den
dadurch erwachsenden administrativen Aufwand beide Postulate zur Ablehnung
empfahl, stimmten je deutliche Mehrheiten für die Anliegen. Einzig die GLP und
Mehrheiten der FDP lehnten die Vorstösse ab, vermutlich aus ähnlichen Beweggründen
wie die Regierung. Der Bericht des Bundesamtes für Landwirtschaft (BLW) erschien
noch im selben Jahr (vgl. unten). 31

POSTULAT
DATUM: 03.03.2014
JOHANNA KÜNZLER

Le Conseil national s'empare de l'initiative populaire «Pour la souveraineté
alimentaire. L'agriculture nous concerne toutes et tous», dans un contexte marqué
par la publication, quelques semaines plus tôt, de la vue d'ensemble du développement
à moyen terme de la politique agricole. Une partie des parlementaires a donc profité de
l'occasion fournie par les discussions sur l'initiative déposée par le syndicat Uniterre
pour exposer leur point de vue sur ce rapport et sur la politique agricole de manière
générale, ce qui a eu pour effet de rallonger considérablement les débats. 
Le rapporteur francophone de la CER-CN, le vaudois Olivier Feller (plr, VD), précise que
leur commission a siégé lors de trois jours répartis sur l'ensemble de l'année pour
débattre de l'initiative en question. Il rappelle brièvement les différents aspects de
l'initiative: celle-ci veut augmenter le nombre d'actifs dans l'agriculture, favoriser la
détermination de prix équitables, soutenir les échanges directs entre consommateurs
et producteurs, harmoniser au niveau fédéral les conditions salariales pour les
employés et employées agricoles, prélever des droits de douanes sur les produits
importés ne respectant pas les normes sociales et environnementales suisses et
finalement interdire définitivement l'utilisation d'OGM dans l'agriculture (pour rappel,
un moratoire limité dans le temps mais renouvelé depuis l'initiative populaire "pour des
aliments produits sans manipulations génétiques" en 2005 régule actuellement cette
question en Suisse). Olivier Feller présente ensuite les réflexions de la commission en
charge. Celle-ci se pose la question du respect de l'unité de la matière, une condition
pour toute initiative populaire, qui ne semble pas vraiment être respectée dans ce cas-
ci, un citoyen pouvant peut-être vouloir une interdiction des OGM mais ne souhaitant
pas forcément une harmonisation des conditions de travail au niveau fédéral. De plus,
le contre-projet direct sur la sécurité alimentaire approuvé quelques mois plus tôt par
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la population répond déjà à un certain nombre de points soulevés par la présente
initiative. La commission considère donc que pour influer sur la politique agricole, il
s'agit plutôt de s'appuyer sur les textes constitutionnels déjà existant concernant
l'agriculture et agir au parlement, par exemple, par le biais d'arrêtés fédéraux simples.
Ces différents points concernent également le contre-projet direct Jans (ps, CN) qui
cible certains des aspects de l'initiative (échanges directs entre consommateurs et
paysans, conditions de travail des salariés, échange et commercialisation des
semences). La commission recommande donc à la chambre du peuple de rejeter ce
contre-projet (par 13 voix contre 4 et 5 abstentions). Quant à l'initiative sur la
souveraineté alimentaire, le député Feller précise que 12 membres de la commission se
sont abstenus lors du vote (7 recommandent le rejet de l'initiative, tandis qu'aucun des
membres de la commission ne propose son acceptation), ce qui est plutôt rare. La
raison en est la sortie du rapport sur la vue d'ensemble déjà évoqué ci-dessus. En effet,
ce dernier préconise une libéralisation du secteur alors même que la population
semble avoir accepté le contre-projet relatif à l'initiative sur la sécurité alimentaire
pour des raisons de soutien à une agriculture multifonctionnelle et durable. Olivier
Feller précise malgré tout qu'un refus du soutien à l'initiative du syndicat Uniterre ne
doit pas être interprété comme une acceptation de la stratégie agricole exposée par le
Conseil fédéral. 
Le député socialiste Beat Jans expose à son tour son point de vue et les raisons du
lancement d'un contre-projet direct à l'initiative pour la souveraineté alimentaire.
Celui-ci considère que certains des points posés par l'initiative ne sont pas réalisables
(tel que l'obligation faite à la Confédération de veiller à ce que le nombre d'emplois
augmente dans ce secteur) ou ne vont pas dans la bonne direction. Selon lui, un soutien
à l'agriculture ne devrait pas passer par une augmentation des droits de douane sur
certains produits, car cela serait soutenir une politique agricole non-sociale. En effet,
Beat Jans rappelle que chaque ménage paie en moyenne CHF 1000 par année à cause
de ces mesures protectionnistes. Pour lui, au contraire, une politique agricole sociale
doit passer par les paiements directs, car ceux-ci sont payés via l'impôt – qui est, lui,
couplé au revenu. Pour le socialiste, un contre-projet est malgré tout nécessaire afin de
protéger les agriculteurs de la libéralisation du secteur et qu'ils profitent de bonnes
conditions en Suisse. Dans celui-ci est contenu la garantie d'un droit des paysans sur
les semences qu'ils produisent, un renforcement de la place des producteurs vis-à-vis
des intermédiaires ainsi qu'un soutien à la vente directe. Les conditions de travail
doivent également être chapeautées par la Confédération, afin d'éviter des situations
inacceptables qui surgissent ici et là. Finalement, le contre-projet reprend
l'interdiction des OGM contenue dans l'initiative, permettant ainsi de garantir la
stratégie de qualité, qui, comme argumenté par Beat Jans, permettrait aux produits
agricoles suisses de se distinguer sur le marché européen de par leur qualité
écologique. 
Lors de la présentation de la position des différents groupes parlementaires, l'UDC,
représentée par Pierre-André Page (udc, FR) estime que cette initiative est superflue
depuis l'acceptation du texte sur la sécurité alimentaire, même si une minorité
s'abstiendra et une autre la soutiendra, cette-dernière ayant de la peine à croire en la
bonne volonté du Conseil fédéral. C'est notamment le cas du député vaudois Jean-
Pierre Grin (udc, VD) qui considère que l'initiative contrecarre les projets du Conseil
fédéral et permettrait de mettre l'agriculture suisse sur de bons rails, en plus d'avoir un
impact positif sur la production des produits importés. Quant au contre-projet Jans, le
groupe agrarien le rejette également. 
Le groupe socialiste estime, de son côté, que l'article 104 de la Constitution (l'article
sur l'agriculture) est déjà suffisamment étoffé. L'initiative est donc, sur certains points,
redondante alors que d'autres points sont très discutables. Prisca Birrer-Heimo (ps, LU)
prend pour exemple le possible retour à une politique agricole du passé, une politique
agricole régie par un contrôle des quantités et des prix. De plus, l'initiative veut utiliser
l'outil de la protection douanière qui, aujourd'hui déjà, coûte CHF 3.5 milliards aux
consommateurs et consommatrices suisses, alors que cela ne profite que très peu aux
paysans, comme exposé par le député vaudois Samuel Bendahan (ps, VD) qui souligne
que ce sont surtout les grands groupes de distribution qui ressortent gagnants. Une
augmentation de cette protection douanière signifierait un coût plus élevé pour les
ménages et, en conséquence, un tourisme d'achat plus important. Malgré tout, le
groupe socialiste propose de soutenir le contre-projet qu'il a formulé, car il reprend les
aspects intéressants de l'initiative, sans être redondant avec l'actuelle Constitution. 
Le groupe vert-libéral propose de rejeter l'initiative et le contre-projet, car il estime
que les questions qui y sont abordées sont de l'ordre de la responsabilité individuelle.
De plus, le groupe ne veut pas d'une agriculture étatique. 
Les démocrates-chrétiens rejettent eux aussi tant l'initiative que le contre-projet,
estimant que la votation de septembre 2017 répond à la plupart des préoccupations des
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initiants, même si, comme présenté par Markus Ritter (pdc, SG), la plupart des
abstentions au sein de la commission compétente ainsi qu'au sein du PDC sont un signe
de protestation à l'encontre de la vue d'ensemble sur la politique agricole publiée par le
Conseil fédéral. 
Pour le PLR, le texte d'initiative a le défaut de ne pas respecter l'unité de la matière,
abordant trop de thématiques différentes. Mais la raison principale pour laquelle le
groupe libéral-radical propose de rejeter tant l'initiative que le contre-projet est le fait
qu'ils sont superflus au vu de l'article 104 de la Constitution. De plus, Regine Sauter (plr,
ZH) considère que l'acceptation de cette initiative pourrait mener à l'abandon de futurs
accords de libre-échange, les pays partenaires ne souhaitant certainement pas devoir
se restreindre aux impératifs posés par le présent texte. 
Le groupe des verts est le seul à soutenir, au sein du Parlement, l'initiative du syndicat
Uniterre, estimant que la plupart des points abordés par le texte sont en accord avec la
vision du parti. Adèle Thorens Goumaz (verts, VD) souligne que, malgré une
réorientation écologique de la politique agricole, cette dernière ne respecte pas les
objectifs environnementaux fixés en 2008 par le Conseil fédéral, comme dévoilé dans
un rapport publié en 2016. L'initiative serait donc l'occasion de réclamer de nouvelles
mesures, tout comme elle permettrait de clarifier une fois pour toute la question des
OGM. Le groupe des verts propose, de plus, de soutenir le contre-projet Jans qui se
concentre sur les points les moins contestés de l'initiative. 
Finalement, après de longs débats, le conseiller fédéral en charge des questions
agricoles, Johann Schneider-Ammann, prend la parole. Il commence, avant tout, par
revenir sur les nombreux griefs que les parlementaires ont formulés à l'encontre de la
vue d'ensemble sur la politique agricole. Il estime non-justifié de déclarer que le
Conseil fédéral souhaite la mort des paysans et des paysannes du pays et considère
qu'il faut, non pas s'attaquer les uns les autres, mais discuter sereinement de ces
questions, invitant à manger une soupe au lait de Kappel, faisant référence au symbole
de neutralité et de discussion émanant de la résolution de la guerre de Kappel am Albis
entre catholiques et protestants en 1529. Il tient également à rappeler qu'en tant que
ministre de l'économie, il se doit de considérer l'économie dans sa globalité, ce que
fait la vue d'ensemble publiée au mois de novembre. Quant à l'initiative pour la
souveraineté alimentaire, le Conseil fédéral considère que ses revendications sont, soit
déjà remplies aujourd'hui, ou alors contraires à la politique agricole actuelle ainsi qu'au
droit international sur le commerce. C'est pour cela qu'il appelle à voter contre
l'initiative ainsi que contre le contre-projet Jans. 
Le député vert Balthasar Glättli (verts, ZH) a décidé de retirer sa proposition d'accepter
l'initiative avant le débat en chambre. Ceci pour des raisons stratégiques, car il
considère que cela permet ainsi aux membres du Conseil national de cacher leur jeu
– ceux-ci étant amené à s'exprimer sur ce texte que lors du vote final durant la
prochaine session; le Conseil des Etats, ne sachant pas le taux de refus de l'initiative,
peut donc pleinement exposer son point de vue sur la présente initiative ainsi que sur
la politique agricole prévue par le Conseil fédéral. Le Conseil national ne vote donc que
sur l'entrée en matière du contre-projet Jans. Celle-ci est rejetée par 126 voix contre
49 et 6 abstentions. 32

Lebensmittel

Im Berichtsjahr wurden die Beratungen zum revidierten Lebensmittelgesetz
abgeschlossen. In der Differenzbereinigung hatten sich die Räte noch mit drei Themen
zu beschäftigen. Die hierbei umstrittenste Frage war, ob bei zum Verkauf angebotenen
Lebensmitteln künftig auch die Herkunft der darin enthaltenen Rohstoffe deklariert
werden soll. Diese Idee hatte Nationalrätin Birrer-Heimo (sp, LU) 2013 in die Diskussion
eingebracht: Die Information über das Herkunftsland der Rohstoffe sei wichtig für
Konsumentinnen und Konsumenten. Sie könnten so Einschätzungen über die
ökologischen, tierschützerischen und sozialen Standards vornehmen, unter welchen ein
Produkt hergestellt worden sei. Überdies würden dadurch die Distanzen ersichtlich, die
ein Lebensmittel im Zuge seiner Produktion durchlaufen habe. Die grosse Kammer war
dieser Argumentation sowohl in der ersten als auch in der zweiten Lesung gefolgt und
hatte den Zusatz mit deutlichen Mehrheiten angenommen. Jeweils einstimmig dahinter
gestellt hatten sich dabei die SP, die Grünen und die Grünliberalen, während sich die
anderen Fraktionen nicht auf eine eindeutige Position einigen konnten. Sowohl der
Bundes- als auch der Ständerat kritisierten jedoch diese Entscheide: Je nach Saison
und Produktionsposten könne die Herkunft eines Rohstoffs variieren, eine
entsprechende Anpassung der Verpackungsbeschriftung wäre für die Unternehmen
daher teuer und kaum praktikabel. Des Weiteren würde der Handel mit anderen
Ländern erschwert, welche nicht denselben Richtlinien folgten. Zudem könnte ein
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Betrug, wie ihn Europa im vergangenen Jahr mit dem sogenannten
„Pferdefleischskandal“ erlebt hatte, damit nicht verhindert werden: Dort sei nicht die
fehlende Herkunftsangabe auf den Verpackungen ausschlaggebend gewesen, sondern
der grundsätzliche, kriminelle Antrieb zur falschen Deklaration. Dementsprechend hatte
die kleine Kammer diese Bestimmung in der ersten Lesung mit einer deutlichen
Mehrheit abgelehnt und bekräftigte ihren Entscheid in der Differenzbereinigung im
darauffolgenden März. Dank einem Umdenken in der grünliberalen Fraktion akzeptierte
der Nationalrat während der Sommersession diesen Beschluss und eliminierte den
Absatz und somit das Anliegen Birrer-Heimo mit 93 zu 88 Stimmen. Eine zweite
Abweichung bereinigte die Volkskammer ebenfalls im Juni, als sie einen von der
ständerätlichen Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK-SR)
eingefügten Passus guthiess: Demnach soll der Bundesrat künftig „das Inverkehrbringen
kosmetischer Mittel, deren endgültige Zusammensetzung oder deren Bestandteile mit
Tierversuchen getestet worden sind, zur Einhaltung der Bestimmungen [der]
Lebensmittelgesetzgebung, einschränken oder verbieten“ können. Der Vorschlag war
zuerst auf Widerstand gestossen, da man eine solche Forderung eher im Tierschutz- als
im Lebensmittelgesetz verankert sehen wollte. Nachdem die Bundesverwaltung
allerdings mit der Kosmetikindustrie Kontakt aufgenommen und diese sich einer
solchen Verfügung gegenüber aufgeschlossen gezeigt hatte, stand einer Aufnahme in
den revidierten Gesetzestext nichts mehr im Wege. Die letzte Differenz zwischen
national- und ständerätlichem Entwurf fand sich in einem Artikel zur Schlachttier- und
Fleischuntersuchung. In der grossen Kammer hatte man sich im Vorjahr dagegen
gewehrt, dass die Exekutive eine Kontrolle von bei der Jagd erlegten Tieren vorsehen
kann. Ständerat Engler (cvp, GR), welcher in seiner Freizeit selbst gerne auf die Pirsch
geht, unterstützte diese Haltung in der Frühlingssession: Man habe hier eine Lösung zu
einem inexistenten Problem gefunden. Ihm sei nämlich kein einziger Fall bekannt, in
dem jemand durch den Verzehr von einheimischem Wild gesundheitlich zu Schaden
gekommen wäre. Die Einführung einer Untersuchungspflicht übersteige zudem jegliche
Verhältnismässigkeit: Allein im Kanton Graubünden würden im September innert dreier
Wochen jeweils mehr als 8 000 Tiere erlegt, eine entsprechende lückenlose Kontrolle
sei also unmöglich. Ratskolleginnen und -kollegen aus der zuständigen Kommission
widersprachen ihm jedoch: Mit der „kann“-Formulierung strebe man keine
flächendeckende Überprüfung, sondern einen risikobasierten Ansatz an. Nur wenn der
Jäger oder die Jägerin eine verdächtige Veränderung am Wild feststelle, soll eine solche
Untersuchung vorgenommen werden. Bundesrat Berset ergänzte, dass in der heutigen
Jagdausbildung die Kompetenzen zu einer ebensolchen Einschätzung vermittelt würden
– es müsse also nicht zwingend eine externe Autorität herbeigezogen werden, um die
Forderung dieses Artikels zu erfüllen. Auf diese Erläuterungen hin nahmen beide Räte
die Bestimmung mit klaren Mehrheiten an. Nachdem damit alle Differenzen bereinigt
worden waren, schritten die Kammern zur Schlussabstimmung: Im Nationalrat wurde
die Revision mit 140 zu 51 Stimmen bei 7 Enthaltungen verabschiedet. Dagegen gestellt
hatten sich zwei Drittel der Grünen sowie Minderheiten aus allen Fraktionen mit
Ausnahme der Grünliberalen. Im Ständerat fiel das Resultat noch deutlicher aus: Nur
zwei Vertreter der FDP versagten dem Gesetz schliesslich ihre Zustimmung. 33

Le national traite de l'initiative pour des aliments équitables sur laquelle la population
sera amenée à voter en septembre 2018. Tout comme le Conseil fédéral, une majorité
de la commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
appelle à ne pas soutenir cette initiative provenant des rangs des Verts. Bien que
sensible aux causes défendues par le texte d'initiative, le rapporteur francophone de la
commission, le député vaudois Olivier Feller (plr, VD), justifie cette décision par la
complexité de la mise en place d'un système de contrôle qui permettrait de certifier de
la durabilité ainsi que de l'équité des aliments produits à l’étranger. De plus, la mise en
œuvre de cette initiative exigerait certainement d'accorder de nouvelles subventions
fédérales afin d'aider la production locale et saisonnière ainsi que pour répondre aux
exigences du travail équitable. Olivier Feller précise également que les partenaires
commerciaux de la Suisse pourraient déposer plainte auprès de l'OMC, pouvant ainsi
entraîner diverses mesures de rétorsion. A cela s'ajoute le fait que les citoyens et
citoyennes ont accepté d'inscrire dans la Constitution le principe de sécurité
alimentaire; un principe qui veut promouvoir des échanges commerciaux
transfrontaliers axés sur le développement durable. Une minorité de la commission est
de l'avis qu'il est nécessaire d'accepter l'initiative, comme défendue par le député
Louis Schelbert (verts, LU), qui précise que le comité d'initiative se serait également
contenté d'un contre-projet indirect – une considération balayée en commission par 13
voix contre 11 et 1 abstention. La CER-CN recommande finalement de rejeter le contre-
projet direct Jans (ps, BS); un contre-projet formulé de telle sorte que les produits
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issus d'un commerce durable et équitable soient privilégiés et non, comme suggéré par
l'initiative, exigés. Sur ce point, les initiants et les adversaires ne sont pas d'accord, les
premiers considérant que l'initiative vise à avantager une certaine gamme de produits.
Le députés Jans précise que le contre-projet a l'avantage de ne pas renchérir le prix
des aliments importés – comme redouté dans le cas d'une acceptation de l'initiative –
mais au contraire de baisser les prix des produits durables, en abaissant les barrières
douanières pour ces aliments pour autant qu'ils ne soient pas produits en même temps
en Suisse. Le parlementaire bâlois estime, de plus, que cela ne va pas à l'encontre des
accords commerciaux, comme argumenté par la majorité de la commission. 
Lors des prises de position des différents groupes, Céline Amaudruz (udc, GE), pour
l'UDC, déclare que son groupe ne soutiendra ni l'initiative ni le contre-projet,
l'inscription du principe de sécurité alimentaire étant, d'une part, suffisant à leurs yeux
et les acteurs économiques remplissant, d'autre part, déjà la tâche consistant à
proposer aux consommateurs des aliments durables et équitables; une position
également partagée par le PBD, le PLR et le PDC. Le représentant de ce dernier, le
député Leo Müller (pdc, LU), ajoute qu'il serait dommageable pour la paysannerie suisse
de ne plus pouvoir se distinguer, en matière de qualité des produits, des aliments
importés si ceux-ci doivent respecter les mêmes normes. De plus, le PDC redoute une
augmentation du tourisme d'achat ainsi que la question sous-jacente qui se pose: les
importations de privés doivent-elles également respecter cette législation? Le groupe
démocrate-chrétien insiste finalement sur le fait qu'il leur est important de laisser le
consommateur et la consommatrice libre de décider d'eux-mêmes ce qu'ils veulent
acheter. Les verts-libéraux soutiennent, quant à eux, le contre-projet Jans, ceux-ci
préférant un système incitatif à un système protectionniste. Le PS donne la liberté de
vote, le groupe étant divisé sur cette question, comme admis par la députée Prisca
Birrer-Heimo (ps, LU). Celle-ci, représentante des voix critiques au sein de son groupe,
redoute que les standards suisses de production des aliments ne baissent à cause de la
pression provenant du respect des normes suisses pour l'import – des normes élevées
en comparaison internationale, même si, selon la députée lucernoise, l'agriculture
suisse utilise énormément de pesticides et d'intrants chimiques comparé à d'autres
pays. Finalement, elle redoute une hausse des prix généralisée en cas d'acceptation de
l'initiative, une situation qui serait difficilement tenable pour les populations les plus
vulnérables. C'est pour cela qu'elle appelle à soutenir le contre-projet Jans, qui évite
un certain nombre de problèmes. Matthias Aebischer représente, quant à lui, l'aile du
PS soutenant l'initiative en plus du contre-projet. Etant membre du comité de soutien à
l'initiative et auteur d'une motion voulant interdire l'importation de produits
alimentaires issus d'animaux maltraités – motion finalement rejetée par le Conseil des
Etats – il estime que l'initiative vise une amélioration de la situation actuelle et ne
cherche pas une interdiction totale de l'importation de produits ne respectant le droit
environnemental, international ou encore les droits de l'Homme. Pour le député
bernois, le mot «grundsätzlich» (traduit dans la version française du texte d'initiative
par: «de manière générale») – qui apparaît dans l'alinéa 2 du texte et qui peut être
compris en allemand comme contraignant ou non – donne une marge de liberté dans
l'interprétation de l'initiative et dans son application concrète: la Confédération doit,
en règle générale, garantir que les produits importés respectent les standards suisses.
Le groupe des verts-libéraux critique, lui, les mesures protectionnistes qui sous-
tendent l'initiative mais défend les préoccupations majeures du texte. Thomas Weibel
(pvl, ZH) est, en outre, convaincu que celles-ci pourraient être abordées sans
contrevenir aux règles de l'OMC, lui qui propose d'orienter les incitations sur des taxes
sur le CO2 plutôt que sur des mesures protectionnistes. Il propose donc de soutenir le
contre-projet Jans mais de rejeter l'initiative. 
Lors de la présentation plus exhaustive de l'initiative, les verts insistent encore une fois
sur la compatibilité du texte avec les accords de l'OMC, ainsi que sur le besoin de
cohérence entre la législation nationale – qui reflète la volonté des citoyens et
citoyennes (l'interdiction des usines d'élevage ou des poules en cage pour ne citer que
deux exemples) – et la législation concernant les produits importés. Car, de l'avis de la
verte Adèle Thorens Goumaz (verts, VD), la population ne peut, par principe, tolérer à
l'étranger ce qu'elle ne tolère pas à l'interne. Sa collègue de parti, Maya Graf (verts, BL)
précise que 80 pourcents des importations proviennent de pays industrialisés et non
de pays dits du sud; des pays industrialisés où, comme souligné par la députée
genevoise Lisa Mazzone (verts, GE), les conditions de travail sont parfois très précaires
comme l'exemple des ouvriers et ouvrières agricoles travaillant en Espagne l'a prouvé.
De plus, Adèle Thorens Goumaz fait remarquer que l'inscription du principe de sécurité
alimentaire ne mènera pas à des échanges commerciaux plus durables, le Conseil
fédéral ayant déclaré que le texte récemment accepté ne nécessitera aucun
changement légal. 
Lors du deuxième jour de débat, certains représentants de l'USP sont montés à la
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tribune pour exposer le point de vue de l'organisation agricole. Le président de cette
dernière – Markus Ritter (pdc, SG) – salue l'initiative, mais aurait préféré un contre-
projet indirect de la commission en charge et annonce qu'il s'abstiendra. Jacques
Bourgeois (plr, FR), directeur de cette même organisation, estime que l'initiative va
dans le bon sens, même si une partie des points abordés sont, depuis l'adoption du
contre-projet à l'initiative sur la sécurité alimentaire, d'ores et déjà inscrit dans la
constitution. Markus Hausammann (udc, TG) (qui préside le Club agricole de
l'Assemblée fédérale, regroupant une centaine de parlementaires) considère qu'une
acceptation du texte amènerait un excès de bureaucratie. A l'interpellation de la
députée Graf quant à la motion déposée par son collègue de parti Albert Rösti (udc, BE)
– une motion demandant à ce que les normes des produits alimentaires importés
provenant d'animaux respectent les normes suisses, sous peine d'être labellisés
«Produit par des méthodes interdites en Suisse», mais finalement rejetée par le
Conseil national – Markus Hausammann répond que, tant l'initiative que la motion, sont
de bons apports à la discussion quant aux normes de production. 
Ce deuxième jour de débat a également été marqué par le discours de Jonas Fricker
(verts, AG) qui le poussera à démissionner de son poste de parlementaire. En effet,
celui-ci fait remarquer que les images d'élevages de masse lui rappellent, malgré lui,
des séquences du film «La Liste de Schindler»; à la différence près que les cochons,
eux, n'ont aucune chance d'en ressortir vivant contrairement aux personnes envoyées
dans les camps de concentration.  
Finalement, le Conseil fédéral, par la voix d'Alain Berset, recommande à l'assemblée de
rejeter tant l'initiative que le contre-projet Jans. Il estime, en effet, que la
Confédération remplit déjà les objectifs fixés par l'initiative, tant dans sa dimension de
la protection des animaux – l'article 18 de la loi sur l'agriculture édicte de possibles
interdictions d'importations dans certains cas – que dans sa dimension
environnementale – le Plan d'action Economie verte ainsi que l'Agenda 2030 de l'ONU
en sont deux exemples. Alain Berset critique simplement le manque de volonté
politique pour aller dans le sens demandé par les deux objets, les bases légales existant
déjà pour agir. Finalement, le Conseil fédéral considère que les contrôles à l'étranger
qu'impliquerait l'acceptation de l'initiative seraient trop compliqués à mettre en place,
en plus du problème de la conformité avec les différents accords commerciaux que la
Suisse a signé. 
Lors du vote, le Conseil national décide, par 119 voix contre 60 et 2 abstentions, de ne
pas entrer en matière concernant le contre-projet Jans. Quant à l'initiative, une
majorité des députés – 125 voix contre 37 et 23 abstentions – suit l'avis du Conseil
fédéral et propose à la population de la rejeter. 34

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Herbstsession behandelte auch der Nationalrat die Standesinitiative zur
Vereinfachung des Steuersystems bei den direkten Steuern, die vom Kanton Basel-
Landschaft eingereicht worden war. Im Namen einer Minderheit der WAK-NR erklärte
Daniela Schneeberger (fdp, BL), dass die Initiative nicht als ausformulierter Entwurf,
sondern als Aufforderung aufzufassen sei, dieses Thema endlich anzugehen.
Entsprechend bat sie die Räte, die Standesinitiative anzunehmen, auch wenn einzelne
Forderungen der Initiative vielen in der WAK-NR zu weit gingen. Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) pflichtete ihrer Vorrednerin bei, dass das Schweizer Steuersystem zu
vereinfachen sei. Da jedoch bezüglich der konkreten Umsetzung keine Einigkeit
bestehe, Folgegeben der Initiative einen grossen administrativen Aufwand mit sich
bringen würde und bei der Wohneigentumsbesteuerung bereits konkrete Beschlüsse
gefasst worden seien, beantragte Birrer-Heimo die Ablehnung der Initiative. Diesem
Votum folgte die Mehrheit des Nationalrats und sprach sich mit 136 zu 44 Stimmen (0
Enthaltungen) gegen Folgegeben aus. Mit diesem Nein ist die Standesinitiative und
damit ein weiterer Versuch der Vereinfachung des Steuersystems vom Tisch. 35
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In jeweils vier Sitzungen bereinigten National- und Ständerat das Bundesratsgeschäft
über die steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten. Die beiden
Räte konnten sich in der Frage, ob der Kinderabzug bei den direkten Bundessteuern
pro minderjährigem oder in schulischer Ausbildung stehendem Kind von CHF 6'500 auf
CHF 10'000 erhöht werden soll, bis zum Ende des Differenzbereinigungsverfahrens
nicht einigen: Der Nationalrat befürwortete die entsprechende Erhöhung, wobei die
Zustimmung zwischen den Behandlungen von 98 zu 90 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
auf 126 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stieg. Die FDP-Liberale-Fraktion hatte
dazwischen vom gegnerischen ins Befürworterlager des erhöhten Abzugs gewechselt.
Beat Walti (fdp, ZH) erklärte, man könne zu diesem Punkt stehen, da er als Konter gegen
einen Abzug von CHF 25'000 für alle Familien ohne Erwerbserfordernis ins Gesetz
aufgenommen worden sei. Im Grundsatz sei es auch nicht falsch, die Familien
steuerlich zu entlasten. Die SP-, die Grüne und die GLP-Fraktion lehnten die
Änderungen bis zum Schluss ab. Sie komme vor allem Familien mit hohen Einkommen
zugute, kritisierte zum Beispiel Prisca Birrer-Heimo (sp, LU). Zudem schränke sie den
Handlungsspielraum für Massnahmen ein, die wirkungsvoller und effizienter wären,
legte Kathrin Bertschy (glp, BE) das Hauptargument für die grünliberale Ablehnung dar. 
Diese Argumente dominierten auch das Differenzbereinigungsverfahren im Ständerat.
Kurz vor dessen erster Behandlung des Geschäfts hatte die WAK-SR gemäss ihrem
Sprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) ihre Position geändert: Da das Bundesratsgeschäft
zur Abschaffung der Heiratsstrafe kurz zuvor an die Kommission zurückgewiesen
worden sei, wodurch man zwar einerseits Geld spare, aber andererseits die Ehepaare
vorerst nicht unterstützen könne, wolle man wenigstens die Kinderzulagen erhöhen.
Der Ständerat sprach sich jedoch mit 22 zu 21 Stimmen und mit 23 zu 20 Stimmen
zweimal für Minderheitsanträge auf Festhalten aus. Die folglich notwendig gewordene
Einigungskonferenz empfahl die Position des Nationalrats mit 19 zu 7 Stimmen zur
Annahme, eine Minderheit Birrer-Heimo sprach sich für die Abschreibung der
gesamten Vorlage in dieser Form aus. Ihr Antrag war jedoch im Nationalrat wie erwartet
chancenlos: Mit 124 zu 55 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) stimmte die grosse Kammer der
Vorlage erneut zu. Im Ständerat stellte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag
auf Rückweisung an die Kommission als Alternative zum Abschreibungsantrag. Die
Kommission solle die «finanziellen und verteilungspolitischen Folgen auch im
Quervergleich der Steuervorlagen unter Einbezug der Kantone» abklären;
Finanzminister Maurer versprach eine Auslegeordnung bis zur Wintersession. Der
Ständerat lehnte jedoch den Ordnungsantrag mit 23 zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
ab und stimmte schliesslich dem Antrag der Einigungskonferenz mit 21 zu 20 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) äusserst knapp zu. Somit setzte sich der Nationalrat mit seiner
Version durch. Die Schlussabstimmungen waren nur noch Formsache, mit denselben
Allianzen wie zuvor nahmen der Nationalrat die Vorlage mit 132 zu 62 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und der Ständerat mit 25 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Damit
war das Geschäft jedoch noch nicht vom Tisch: SP-Fraktionschef Nordmann (sp, VD)
kündigte noch vor der Schlussabstimmung an, dass seine Partei ein weiteres Mal das
Referendum «gegen eine verfehlte steuerpolitische Vorlage» ergreifen werde. 36
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Indirekte Steuern

Die Beratungen zur Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes (MWSTG), die der
Bundesrat den beiden Räten im Vorjahr vorgelegt hatte, gipfelten in der Herbstsession
2016 in einer Einigungskonferenz. Zwar waren sich National- und Ständerat bereits in
der ersten Lesung einig geworden, dass die Stossrichtung der Teilrevision, die im Kern
eine Beseitigung des herrschenden Wettbewerbsnachteils von Schweizer Unternehmen
bei der Mehrwertsteuer gegenüber ausländischen Konkurrenten enthält, stimmt. Bei
der Frage, wie weit beim Bauen die Möglichkeit für einen Vorsteuerabzug offen sein
soll, konnten sie sich jedoch in drei Beratungsrunden nicht einigen. Ständerat und
Bundesrat wollten die gängige Praxis, nach der beim Bau von Wohnimmobilien keine
Vorsteuer geltend gemacht werden kann, im Gesetz festschreiben. Der Nationalrat hielt
seinerseits in der dritten Beratungsrunde mit 98 zu 92 Stimmen an seiner Version fest,
einen Vorsteuerabzug bei Wohnraum ermöglichen zu wollen, auch wenn dieser nach
Abschluss des Baus an die Steuerverwaltung zurückbezahlt werden muss. Die knappe
Mehrheit setzte sich aus SVP, FDP und BDP zusammen. Finanzminister Maurer hatte
auch in der dritten nationalrätlichen Beratungsrunde vergebens darauf hingewiesen,
dass dies zu Ausfällen von gegen CHF 1 Mrd. im Jahr 2018 führen würde. Die unterlegene
Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) sprach ihrerseits von "Baufinanzierung" durch den
Bund. Die Einigungskonferenz schlug ihrerseits dann wenig überraschend die Version
von Bundes- und Ständerat vor, welcher der Nationalrat dann doch noch oppositionslos
folgte, um die Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes nicht zu gefährden. Damit war
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die MWSTG-Teilrevision nach etwas mehr als eineinhalb Jahren unter Dach und Fach. 37

Im Oktober 2018 beriet die WAK-NR die Motion Engler (cvp, GR) mit der Forderung nach
einer Mehrwertsteuer-Vereinfachung bei Packages. Konkret ging es darum, die 70/30-
Regel durch eine 55/45-Prozent-Regel zu ersetzen: Neu sollte also ein ganzes Package
zum reduzierten Mehrwertsteuertarif verkauft werden können, wenn 55 Prozent der
Leistungen dem reduzierten Satz unterliegen. Die Kommission beantragte ihrem Rat mit
11 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen eine Änderung der Motion: Um zu verhindern, dass
solche Packages zum Beispiel im Onlinehandel durch ausländische Firmen Verwendung
finden, sollen für die Mehrwertsteuer-Vereinfachung nur Leistungen berücksichtigt
werden können, die in der Schweiz erbracht werden. Eine Kommissionsminderheit
Birrer-Heimo (sp, LU) lehnte die Motion jedoch trotz dieser Änderung ab und stellte
einen entsprechenden Minderheitsantrag, da sie befürchtete, dass eine Erleichterung
der Möglichkeiten für Packages zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte. 
Der Einschätzung der Minderheit pflichtete auch Finanzminister Maurer bei, als er
hinter dem Mehrheitsantrag eine «versteckte Subventionierung, insbesondere der
Tourismusbranche» vermutete. Er betonte noch einmal, dass der Bundesrat die Motion
ablehne, da dadurch verschiedene Personen für dieselbe Leistung unterschiedliche
Preise bezahlen müssten. Dennoch nahm die grosse Kammer die abgeänderte Motion
mit 126 zu 54 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 38

MOTION
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Finanz- und Ausgabenordnung

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermöglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu können. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern – sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus – war die Verlängerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen über die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht – und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Änderung
grösstenteils befürwortet, die Verbände waren ungefähr zur Hälfte dafür, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalräte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grüne Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begründung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden könne und daher die regelmässig wiederkehrenden
Abstimmungen darüber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnötige Kosten
mit sich bringen würden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral für die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine häufigere Überprüfung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben würde. Für den bundesrätlichen Vorschlag argumentierte Leo
Müller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kürzester Zeit wieder an die Urne rufe – wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wäre. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestätigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfällig gewordenen Übergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Ständerat, abschliessend werden Volk und Stände
über die Verlängerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2016
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im Februar 2017 behandelte der Nationalrat die Motion Ettlin (cvp, OW). Der Motionär
hatte in der im Rahmen von FABI in Kraft getretenen Beschränkung des
Fahrkostenabzugs eine übermässige administrative Belastung bei
Geschäftsfahrzeuginhabern ausgemacht, die er mittels Motion aufheben wollte. Der
Ständerat hatte die Motion im September 2016 angenommen. Die nationalrätliche
Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) beantragte ihrem Rat, eine
abgeänderte Fassung der Motion anzunehmen. Diese Fassung sah vor, dass der
Bundesrat gesetzliche Änderungen vorschlagen würde, damit auf Verwaltungsstufe ein
Einkommensteil für die Nutzung des Geschäftsfahrzeugs für den Arbeitsweg mit den 9,6
Prozent des Fahrzeugkaufpreises für die private Nutzung des Geschäftsfahrzeugs
mitabgegolten werden kann. Die vorgeschlagene Lösung soll erreichen, dass der
administrative Aufwand für KMU und die steuerliche Belastung für Inhaber eines
Geschäftsfahrzeugs entscheidend kleiner würde. Eine Kommissionsminderheit Birrer-
Heimo (sp, LU) beantragte dem Rat die Ablehnung der Motion und berief sich dabei auf
den Volkswillen, der in der Abstimmung über FABI eine Begrenzung des Pendlerabzugs
für alle Steuerpflichtigen gleichermassen zum Ausdruck gebracht habe. Wie schon in
der Debatte im Ständerat versuchte auch Finanzminister Maurer, den Rat zur
Ablehnung der Motion zu bewegen. Mit 121 Stimmen aus den bürgerlichen Fraktionen
gegen 57 Stimmen von SP, Grünen und GLP (bei 6 Enthaltungen) nahm der Rat jedoch
die Fassung seiner WAK an. 40

MOTION
DATUM: 27.02.2017
NIKLAUS BIERI

Der Nationalrat hatte im Mai 2018 über die Motion der KVF-SR betreffend die
übermässige administrative Belastung bei Geschäftsfahrzeuginhabern zu entscheiden.
Eine Mehrheit der KVF-NR beantragte, dem Ständerat zu folgen und die Motion
anzunehmen. Eine Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) wollte die Motion hingegen
ablehnen, da sie «zu gravierenden Verzerrungen und zu nichtnachvollziehbaren
unterschiedlichen Steuerbelastungen» führe und das Gebot der Gleichbehandlung aller
Steuerpflichtigen verletze. Auch Bundesrat Maurer bat im Rat darum, das Geschäft
«schicklich zu beerdigen». Mit der gegenwärtigen Lösung sei der administrative
Aufwand bereits etwas verkleinert und das System habe sich so schon eingespielt. Mit
der Motion würden nur neue Ungerechtigkeiten geschaffen. Diese Bedenken teilten nur
die SP, die Grünen, die Grünliberalen und einzelne Stimmende aus der CVP: Mit 117 zu
65 Stimmen (1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion an. 41

MOTION
DATUM: 29.05.2018
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Zum verlustreichen Fastweb-Engagement der Swisscom liess der Bundesrat auf die
Frage Birrer-Heimo (sp, LU) verlauten, als Eignervertreter der Swisscom davon
auszugehen, dass deren Auslandbeteiligungen künftig wieder zu ihrer Wertsteigerung
und nicht zu ihrer Schwächung beitragen werde. Im Dezember gab Swisscom bekannt,
im laufenden Geschäftsjahr bei Fastweb eine Wertberichtigung von CHF 1,6 Mrd.
vorzunehmen und dadurch den Konzerngewinn mit CHF 1,2 Mrd. zu belasten. 42

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 15.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Sozialpolitik
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Michaël Buffat (svp, VD) im September 2019
eine einjährige Mindestfreiheitsstrafe für Personen, die mit schweren Drogen wie
Kokain oder Heroin an öffentlich zugänglichen Orten Handel betreiben. Mitte
November desselben Jahres befasste sich die RK-NR mit dem Geschäft. Während die
Mehrheit (16 zu 8 Stimmen) der Ansicht war, dass Mindeststrafen keinen Beitrag zur
Verringerung von Strassenkriminalität leisteten, und sich gegen Folgegeben
aussprachen, befürwortete eine Minderheit aus SVP-Vertreterinnen und -Vertretern
rund um Andrea Geissbühler (svp, BE) die parlamentarische Initiative. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Ein Postulat Birrer-Heimo (sp, LU) wollte den Bundesrat beauftragen, die
Selbstregulierung der Krankenkassen bezüglich Werbeanrufen zu evaluieren. Dabei
sollte überprüft werden, ob die im neuen Krankenversicherungs-Aufsichtsgesetz
vorgesehene Selbstregulierung der Branche wirksam ist, ob dennoch weiterhin
Werbeanrufe im Zusammenhang mit der obligatorischen Grundversicherung getätigt
werden und bei den zuständigen Stellen entsprechende Beschwerden eingehen, wie
viele Krankenversicherer sanktioniert wurden, und ob weitere regulatorische
Massnahmen angezeigt wären. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Er
sei sich der Problematik der unerwünschten Werbeanrufe bewusst und daher bereit,
die im Postulat gestellten Fragen zu beantworten. Einzig die im Vorstoss gesetzte Frist,
die Evaluation im ersten Jahr nach Inkrattreten des Aufsichtsgesetzes vorzunehmen,
erachtete er als zu kurz für eine sinnvolle Überprüfung. Die grosse Kammer zeigte sich
anderer Meinung: Nachdem das Postulat in der Wintersession 2015 von Nationalrat
Frehner (svp, BS) bekämpft worden war, stimmten in der darauffolgenden
Frühlingssession 97 Mitglieder dagegen und 88 dafür (bei 4 Enthaltungen). Frehner
hatte im Rat argumentiert, mit der Annahmeempfehlung beschaffe sich der Bundesrat
Arbeit auf Vorrat, und  es sei seltsam, die Selbstregulierung kurz nach ihrem
Inkrafttreten schon wieder zu hinterfragen, indem man eine Evaluation forciere. 44

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
FLAVIA CARONI

Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; 17.3956) und Pascale Bruderer Wyss (sp, AG; 17.3964)
beabsichtigten in zwei in beiden Räten eingereichten Motionen, das KVG um einen
Absatz zu ergänzen, wonach der Bundesrat die Entschädigung der Vermittlertätigkeit
regeln kann und dadurch unverhältnismässige Ausgaben für Vermittlerprovisionen in
der Grundversicherung verhindern soll. Die Motionärinnen riefen in Erinnerung, dass
der Bundesrat bereits 2012 eine entsprechende Regelung vorgesehen habe, diese
jedoch «mit Verweis auf die Selbstregulierung der Branche gestrichen» worden sei.
Diese Selbstregulierung sahen die Motionärinnen allerdings aufgrund eines
Kassensturzberichts als nicht gegeben. Dieser habe ihrer Ansicht nach aufgezeigt, dass
die Vermittlerprovisionen deutlich höher lägen als die von der Branche vereinbarten
Beträge, Abschlüsse der OKP und der Zusatzversicherungen vermischt würden und
diesbezüglich keine Transparenz bestehe. Dies sei problematisch, da bei der OKP
Aufnahmepflicht herrsche und die Leistungen der Versicherer übereinstimmten.
Dadurch würden «Vermittlerprovisionen finanzielle Fehlanreize» generieren, was
womöglich zu einer Risikoselektion oder zur Vermittlung unnötiger
Zusatzversicherungen führen könne. Es bedürfe daher der Transparenz darüber, welche
Provisionen über die OKP abgewickelt würden. Der Bundesrat pflichtete der Ansicht der
Motionärinnen bei, wonach das gesetzte Ziel allein durch Selbstregulierung nicht
erreicht worden sei, und beantragte die beiden Motionen zur Annahme. 

Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2017 einen Ordnungsantrag Kuprecht
(svp, SZ), der die Motion von Bruderer Wyss der SGK-SR zur Vorprüfung zuweisen wollte.
Kuprecht betonte, dass Provisionszahlungen in der OKP nicht akzeptabel seien, die
Problematik aber sehr komplex sei. Deshalb solle sich die Kommission des Themas
annehmen. Dem stimmte die Motionärin zu und empfahl Annahme des
Ordnungsantrags – was die kleine Kammer in der Folge tat.

Da die Nationalräte Thomas de Courten (svp, BL) und Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG)
den Vorstoss von Birrer-Heimo Ende 2017 bekämpft hatten, gelangte dieser in der

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Frühjahrssession 2018 in den Nationalrat. Dort erklärte Jauslin, dass die
Krankenkassenprämien nicht wegen der Vermittlerprovisionen stiegen, sondern wegen
zahlreicher anderer Gründe. Die Vermittlerprovisionen würden mit Geldern der
Zusatzversicherungen bezahlt. Ein solcher «Empörungsvorstoss» sei gemäss de
Courten unnötig. Diese Betitelung ihrer Motion wies Birrer-Heimo entschieden zurück
und verwies auf die Schreiben mehrerer Versicherungsgesellschaften, die ihr Ansinnen
unterstützten – wenn auch unter Bevorzugung eines anderen Lösungsvorschlags. Knapp
entschied sich der Nationalrat mit 94 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung für Annahme
der Motion. Das Zünglein an der Waage spielte eine Minderheit der SVP-Fraktion, die
sich für die Vorlage aussprach, wodurch die geschlossen stimmende FDP.Liberale-
Fraktion und grosse Teile der BDP- und SVP-Fraktionen von den übrigen Fraktionen
überstimmt wurden. Im Oktober 2018 zog Bruderer Wyss ihre im Ständerat eingereichte
Motion zurück. 45

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen wollte Jürg Grossen (glp, BE) mit einer Motion
fördern, indem die Leistungserbringenden den Krankenversicherern zukünftig
sämtliche Rechnungen elektronisch liefern sollten. Bisher erhielten die Versicherer
noch immer 30 Prozent der Rechnungen auf Papier, was Administrativkosten in
Millionenhöhe verursache und die Rechnungskontrolle erschwere, erklärte Grossen.
Eine elektronische Übermittlung solle auch im Tiers garant möglich sein, indem die
Leistunsgerbringenden den Versicherten und den Versicherern eine elektronische
Kopie der Rechnung schicken, welche die Versicherten aber erst freigegeben müssten,
bevor sie die Krankenversicherer bearbeiten können. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme und erklärte wie bei den Motionen
Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) und Brand (svp, GR; Mo. 17.4270), dass er nicht nur
gescannte Versionen der Rechnung, sondern zusätzlich auch deren Übertragung durch
eine strukturierte Plattform befürworte. Die elektronische Übermittlungspflicht dürfe
aber nicht auf die Versicherten ausgedehnt werden. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2018 an. 46

MOTION
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Rechnungen an die Krankenkassen im Rahmen des KVG sollen zukünftig nur noch
elektronisch mit strukturierten und standardisierten Daten übermittelt werden – dies
beabsichtigte Michaël Buffat (svp, VD) im Juni 2018 mit einer Motion zu erreichen.
Durch die Übermittlung der Rechnungen in digitaler und standardisierter Form könnten
Fehler reduziert werden, zudem erlaube dies eine schnellere Verarbeitung und eine
genauere Überprüfung der Angaben. Dies bringe auch Vorteile für die
Leistungserbringer, da weniger Rückfragen gestellt würden und die Zahlungen schneller
erfolgten, sowie für die Prämien- und Steuerzahlenden, da die Prämien reduziert
werden könnten. Der Bundesrat erklärte, dass er zwar das Anliegen unterstütze und
daher diese Motion, genauso wie zuvor die Motionen Brand (svp, GR; Mo. 17.4270) und
Grossen (glp, BE; Mo. 18.3664), zur Annahme empfehle, dass es aber wichtig sei, dass
für die Versicherten keine Pflicht zur elektronischen Übermittlung der Rechnungen
entstehe. Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion in der
Herbstsession 2018 an. 47

MOTION
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Oktober 2018 reichte die SGK-SR eine Motion zur Einschränkung der
Vermittlerprovisionen in der OKP ein. Der Bundesrat sollte die Möglichkeit erhalten,
eine entsprechende Branchenlösung unter Sanktionen bei Nichteinhaltung für
allgemeinverbindlich zu erklären. Die Branchenlösung sollte ein Verbot der
telefonischen Kaltaquise – also des Kontakts zu Personen, zu denen ein Unternehmen
eine bestimmte Zeit lang keine Geschäftsbeziehungen unterhalten hatte – sowie
Pflichten zu einem von beiden Seiten unterzeichneten Beratungsprotokoll und
umfangreichen Ausbildungen für Vermittler beinhalten. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Kommissionsmotion zusammen
mit einer Motion von Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Mo. 17.3956), die zukünftig
«unverhältnismässige» Ausgaben für Vermittlungsprovisionen verhindern wollte, und
einer Standesinitiative des Kantons St. Gallen, die Vermittlungsprovisionen in der OKP
gänzlich verbieten wollte. Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) erklärte dem Rat für die
Kommission, dass mit der Kommissionsmotion die Selbstregulierung der Branche
untermauert werden solle, indem Verbindlichkeiten und Sanktionsmöglichkeiten
geschaffen würden. Dabei sollte jedoch zwischen Grundversicherung und
Zusatzversicherung unterschieden werden, denn obwohl die Branche die
Verbindlichkeit auf die Zusatzversicherungen ausweiten wollte, sprach sich die

MOTION
DATUM: 12.12.2018
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Kommission nach Anhörung der Finma und der Weko aus Angst vor
Wettbewerbsverzerrungen dagegen aus. Da die Kommissionsmotion das Anliegen der
Motion Birrer-Heimo weitgehend aufnehme, sei diese abzulehnen, erklärte Bruderer
Wyss, die eine gleichlautende Motion nach Einreichung der Kommissionsmotion
zurückgezogen hatte. Auch die Standesinitiative des Kantons St. Gallen sei abzulehnen,
da diese deutlich weiter gehe als die Kommissionsmotion. Gesundheitsminister Berset
ergänzte die Ausführungen der Kommissionssprecherin um die aktuelle Situation
bezüglich der Branchenlösungen. Die Branche bereite seit Anfang 2018 eine
gemeinsame neue Vereinbarung vor, welche die Forderungen der Kommissionsmotion
aufnehme. In der Folge nahm der Ständerat stillschweigend die Kommissionsmotion an,
lehnte die Motion Birrer-Heimo ab und gab der Standesinitiative des Kantons St. Gallen
keine Folge. 48

In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Motion Birrer-Heimo (sp, LU)
gegen unverhältnismässige Ausgaben für Vermittlerprovisionen in der
Grundversicherung zusammen mit einer Kommissionsmotion, welche die
Selbstregulierung der Branche vom Bundesrat für allgemeinverbindlich erklären wollte,
und einer Standesinitiative des Kantons St. Gallen, die Vermittlungsprovisionen in der
OKP gänzlich verbieten wollte. In der Zwischenzeit hatte Pascale Bruderer Wyss (sp, AG)
ihre gleichlautende Motion zugunsten der Kommissionsmotion zurückgezogen. Wie von
der SGK-SR vorgeschlagen, entschied sich die kleine Kammer stillschweigend, die
Kommissionsmotion, welche einen Grossteil der Forderungen der Motion Birrer-Heimo
aufnahm, anzunehmen und letztere abzulehnen. 49

MOTION
DATUM: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2018 reichte der St. Galler Kantonsrat eine Standesinitiative ein, die ein Verbot
von Provisionszahlungen für Wechsel der Grundversicherung zum Ziel hatte.
Krankenkassen gäben gemäss einer Studie Hunderte von Millionen Schweizerfranken
pro Jahr an Provisionen für OKP-Abschlüsse aus, begründete der Kantonsrat seinen
Vorstoss. Diese Kosten müssten die Versicherten durch die Prämien tragen. Da viele
Krankenkassen die Branchenlösung von Santésuisse, welche die Provisionen auf CHF 50
pro OKP-Abschluss beschränkt, nicht unterzeichnet hätten oder sich nicht daran
hielten, sei ein Verbot nötig. 
Im Oktober 2018 beantragte die SGK-SR mit 11 zu 1 Stimmen, der Initiative keine Folge zu
geben. Obwohl die Kommission den Handlungsbedarf anerkannte, ging ihr ein
gänzliches Verbot zu weit. Stattdessen bevorzugte sie eine allgemeinverbindliche
Selbstregulierung der Branche mit wirksamen Sanktionen und reichte in der Folge eine
entsprechende Motion (Mo. 18.4091) ein. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat die Standesinitiative zusammen
mit der Motion der SGK-SR und einer Motion von Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Mo.
17.3956), die zukünftig «unverhältnismässige» Ausgaben für Vermittlungsprovisionen
verhindern wollte. Wie von der Kommission empfohlen gab der Ständerat der
Standesinitiative keine Folge, da sie ihm zu weit ging. Stattdessen sprach sich der Rat
für die in der Kommissionsmotion enthaltene Selbstregulierungslösung aus. 50

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Ende 2017 lancierte die Krankenkasse Helsana eine App mit dem Namen Helsana+, mit
der man für verschiedene sportliche, aber auch soziale Aktivitäten wie Joggen,
Fitnesstraining oder Vereinsmitgliedschaften Rabatte in der Zusatzversicherung bis
CHF 300 sowie in der Grundversicherung bis CHF 75 erhält. Ähnliche Bonusprogramme
für die Zusatzversicherungen gäbe es zwar schon länger, neu sei aber das
entsprechende Angebot für die Grundversicherung, berichteten die Medien. Dieser
Aspekt löste in der Presse breite Diskussionen aus. Mit dieser App eröffne die Helsana
die «Jagd nach besten Risiken» erneut, empörte sich etwa Lukas Bäumle vom
Seniorenrat. Die Belohnung von jungen, gesunden Personen diskriminiere die
körperlich beeinträchtigten oder betagten Personen und führe zu einer neuen Art der
Risikoselektion, pflichtete ihm Marianne Streiff-Feller (evp, BE) bei und auch Karl Vogler
(csp, OW) und Gesundheitsminister Berset kritisierten, dass die App dem
Solidaritätsgedanken der OKP wiederspreche und die Chancengleichheit verletze.
Geteilt wurde die Kritik auch von verschiedenen Organisationen aus Konsumenten- und
Patientenschutz und Pflege, Behindertenorganisationen sowie Gewerkschaften in
einem Positionspapier. Sie verwiesen zudem auf technisch nicht versierte oder auf ihre
Privatsphäre bedachte Personen, die ebenfalls diskriminiert würden. 
Doch nicht nur wegen möglicher Diskriminierung wurde die App kritisiert, sondern auch
wegen dem Datenschutz. Gesundheitsdaten gelten gemäss Datenschutzgesetz als
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besonders schützenswerte Daten. Die Helsana erhalte nun dank der App viele
persönliche Informationen und Gesundheitsdaten, wie die Informationen aus
Fitnesstrackern, Fotos der Versicherten oder Angaben über Vereinsmitgliedschaften,
berichtete die Presse. Zudem sammle und verkaufe die App gemäss der Stiftung
Konsumentenschutz Unmengen von Daten im Hintergrund. Zwar erklärte die Helsana,
keine heiklen Daten zu speichern und die Informationen nicht weiterzugeben, jedoch
gewährten die AGB der Versicherung gemäss Konsumentenschutz sehr viel
weiterreichende Möglichkeiten – unter anderem eine stillschweigende Änderung der
Nutzungsart. 
Auf Kritik stiess die App auch in der Bevölkerung. So zeigte eine Befragung von 3'055
Personen durch die Forschungsstelle Sotomo, dass eine Mehrheit der Bevölkerung
verhaltensabhängige Krankenkassenprämien ablehnt. Entsprechend trafen sowohl eine
Prämiensenkung für Achtsame (56%) sowie eine Prämienerhöhung für Unachtsame
(60%) bei den Befragten insgesamt auf Ablehnung. Eine Umfrage der Stiftung für
Konsumentenschutz verdeutlichte zudem, dass das Bonusprogramm der Helsana auch
in der Branche selbst auf Kritik stiess. 6 von 15 grossen Krankenkassen gaben
ausdrücklich an, Rabattsysteme in der Grundversicherung abzulehnen. 

In der Folge reichten Karl Vogler (Ip. 18.3373), Marianne Streiff-Feller (Ip. 18.3282) und
Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Ip. 18.3354) Interpellationen zu diesem Thema im
Nationalrat ein. Darin fragten sie den Bundesrat, ob er auch der Meinung sei, dass
solche Bonusprogramme dem Solidaritätsgedanken zuwiderlaufen würden, ob solche
Programme gemäss KVG zulässig seien und welche gesetzlichen Massnahmen nötig
seien, um solche Programme zu verhindern. Der Bundesrat verwies darauf, dass eine
Ungleichbehandlung von Versicherten, Prämienrabatte für gesundes Verhalten sowie
eine Zweckentfremdung der Prämiengelder in der Grundversicherung bereits jetzt
unzulässig seien, weshalb er keine gesetzlichen Massnahmen als nötig erachte. Die
Helsana verwende aber für ihr Rabattprogramm nur Gelder aus der Zusatzversicherung,
nicht aus der Grundversicherung. Hingegen kritisierte der Bundesrat denselben Punkt,
welcher im April 2018 bereits der Eidgenössische Datenschutz- und
Öffentlichkeitsbeauftragte (EDÖB), Adrian Lobsiger, angesprochen hatte. Diesem
missfiel insbesondere der Zugriff der Zusatzversicherung der Helsana auf Daten der
Grundversicherung, welchem die Versicherten für den Erhalt der Boni zustimmen
müssten. Dies verstosse gegen das Datenschutzgesetz, da die Datenverarbeitung in den
Sozialversicherungen einer gesetzlichen Grundlage unterliegen müssten, betonte er.
Die Helsana erachtete die freiwillige Zustimmung der Individuen hingegen als
«ausreichende rechtliche Grundlage»; zudem sei man damit nicht dem KVG
unterworfen, weil die Prämien aus freien Mitteln der Versicherung, nicht aus den
Geldern der OKP bezahlt würden. 
Nachdem die Helsana der Aufforderung Lobsigers, das Bonusprogramm auf die
Zusatzversicherung zu beschränken, nicht nachgekommen war, gelangte dieser vor das
Bundesverwaltungsgericht, das nun entscheiden musste, ob «die Vergütungen das
Prinzip des diskriminierungsfreien Zugangs zur Grundversicherung unterlaufe», wie es
der Tagesanzeiger formulierte. Nicht Sache des Gerichtsverfahrens waren hingegen die
Menge und die Verwendung der durch die App gesammelten Daten. Das
Bundesverwaltungsgericht stützte Lobsigers Einschätzung teilweise. Es entschied, dass
eine Einwilligung zur Weitergabe der Daten nur über die App nicht ausreiche und die
Helsana die unrechtmässig beschafften Daten löschen müsse. Diesen Aspekt habe die
Helsana aber bereits nach der Beschwerde des Datenschützers geändert, mittlerweile
erfolge die Einwilligung bereits nach den gesetzlichen Vorgaben, berichteten die
Medien. Offen liess das Gericht die Frage, ob das Bonusprogramm einer versteckten
Prämienverbilligung gleichkomme und damit gegen das KVG verstosse. 51

In der Herbstsession 2019 beschäftigte sich der Ständerat mit der Frage der
Digitalisierung im Gesundheitswesen und behandelte dabei die Motion Grossen (glp, BE)
für eine elektronische Übermittlung sämtlicher Rechnungen an die
Krankenversicherungen sowie die Motion Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) für elektronische
Anträge an die Krankenkasse mit strukturierten und standardisierten Daten. Zuvor hatte
die SGK-SR beide Motionen zur Annahme empfohlen, da dadurch der
Verwaltungsaufwand der Krankenversicherungen reduziert sowie die
Rechnungskontrolle erleichtert werden könne. Sie schlug vor, dass der Bundesrat das
Anliegen in das zweite Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im KVG integrieren solle.
Nach kurzen Inputs von Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) und Bundesrat
Berset nahm nach dem Nationalrat auch der Ständerat die Motion Grossen – genauso
wie die Motion Buffat – stillschweigend an. 52
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In der Herbstsession 2019 beschäftigte sich der Ständerat mit der Frage der
Digitalisierung im Gesundheitswesen und behandelte dabei die Motion Buffat (svp, VD)
für elektronische Anträge an die Krankenkasse mit strukturierten und
standardisierten Daten sowie die Motion Grossen (glp, BE; Mo. 18.3664) für eine
elektronische Übermittlung sämtlicher Rechnungen an die Krankenversicherungen.
Zuvor hatte die SGK-SR beide Motionen zur Annahme empfohlen, da dadurch der
Verwaltungsaufwand der Krankenversicherungen reduziert sowie die
Rechnungskontrolle erleichtert werden könne. Die Kommission schlug dem Bundesrat
vor, das Anliegen in das zweite Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im KVG zu
integrieren. Nach kurzen Inputs von Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) und
Bundesrat Berset nahm nach dem Nationalrat auch der Ständerat die Motion Buffat –
genauso wie die Motion Grossen – stillschweigend an. 53

MOTION
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ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Lors de la session extraordinaire du Conseil national consacrée à l'asile, le groupe
socialiste, représenté par la députée Prisca Birrer-Heimo (ps, LU), a déposé un postulat
chargeant le Conseil fédéral de rédiger un rapport présentant les avantages
économiques de Schengen, particulièrement aux niveaux du tourisme et de la
simplification des procédures administratives. Le groupe socialiste réagit par ce
postulat au débat au sujet du bien-fondé des accords de Schengen pour la Suisse, qui
avait été relancé par le retour des contrôles aux frontières à la mi-septembre 2015.
L'objet n'a rencontré que très peu d'oppositions, il a même été qualifié d'"inoffensif"
par le président du groupe des Verts, Balthasar Glättli (pes, ZU). Le postulat a été dès
lors accepté par 126 voix contre 66, ces dernières provenant du groupe UDC, dont
l'ensemble des membres s'est opposé à la rédaction du rapport. 54

POSTULAT
DATUM: 09.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zu einer fraktionsinternen Auseinandersetzung kam es bei der Wahl des
Kommissionspräsidiums für die WAK, die einflussreiche Kommission für Wirtschaft und
Abgaben, auf das die SP turnusgemäss Anspruch hat. Die Fraktionsleitung schlug Prisca
Birrer-Heimo (LU) vor, doch Susanne Leutenegger Oberholzer (BL), selber seit Jahren
führende Wirtschaftspolitikerin in der SP und seit zwei Jahren Vizepräsidentin der WAK,
stellte ebenfalls Ansprüche auf das Amt. Bei der Kampfwahl setzte sich Leutenegger
Oberholzer schliesslich durch. 55

ANDERES
DATUM: 29.11.2013
MARC BÜHLMANN

Mitte November 2017 wählte die SVP-Fraktion ihren neuen Fraktionschef. Die Wahl war
nötig geworden, weil Adrian Amstutz (svp, BE) das Amt im Hinblick auf seinen Rücktritt
aus dem Nationalrat auf Ende Legislatur abgeben wollte. Gleich drei Nationalräte hatten
ihren Hut in den Ring für eine Nachfolge geworfen. Neben Thomas Aeschi (svp, ZG),
seines Zeichens Partei- als auch Fraktionsvizepräsident, bekundeten Werner Salzmann
(svp, BE), Berner Kantonalpräsident, sowie Alfred Heer (svp, ZH), bis 2016 Zücher
Kantonalpräsident, ihr Interesse an der Leitung der Bundeshausfraktion. Eigentlich war
in den Medien erwartet worden, dass auch von SVP-Parlamentsmitgliedern aus der
lateinischen Schweiz eine Kandidatur eingereicht würde, Céline Amaudruz (svp, GE) und
Michaël Buffat (svp, VD) kandidierten aber lediglich für das Fraktionsvizepräsidium. In
den Medien wurden allen drei Kandidierenden gute Chancen eingeräumt, weil sie in
wichtigen Kommissionen sässen und eine «stattliche» Hausmacht hinter sich hätten, so
etwa der Tages-Anzeiger. Die Aargauer Zeitung sah je nach Kandidat eine
unterschiedliche, neue Ausrichtung der Partei. Während Aeschi «SVP-Chefstratege
Christoph Blocher» nahestehe, vertrete Salzmann «die alten Werte der Partei» und
Heer den «Zürcher SVP-Flügel». Der Tages-Anzeiger fragte sich gar, ob die SVP jetzt
«nett» werde. Nach Amstutz, der «mit eiserner Hand» regiert habe, könnte der neue
Fraktionschef verhandlungsbereiter sein. Laut Blick, der Aeschi in der Poleposition sah,
wollte der 2015 noch erfolglose Bundesratskandidat via Fraktionsvorstand einen neuen
Anlauf in die Regierung nehmen. Auch der neue Bundesrat Ignazio Cassis sei
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schliesslich Fraktionschef gewesen, so der Blick. Im Vorfeld war die Wahl in den Medien
als Kampf zwischen Aeschi und Heer bzw. zwischen «Pro- und Anti-Blocher» zugespitzt
worden. Salzmann wurde eher als Aussenseiter betrachtet. Eher überraschend nahm
sich dann Alfred Heer kurz vor der Ausmarchung «auf Wunsch von aussen» und aus
«Sorge um die Einheit der Partei» selber aus dem Rennen. Damit war der Weg frei für
Thomas Aeschi, der mit 39 Stimmen gewählt wurde. Auf Werner Salzmann entfielen 20
Stimmen. Er wolle die Linie seines Vorgängers weiterverfolgen, die Fraktion von den
Positionen der Partei jeweils überzeugen und die Fraktionsgeschlossenheit hoch
halten, so Aeschi nach seiner Wahl in den Medien. Eine Kampfwahl hätte der Fraktion
auch vor dem Hintergrund der «tendenziösen Artikel» in den Medien nicht gut getan,
erklärte Heer nach der Wahl im Tages-Anzeiger. Heer blieb aber Kandidat für das
fünfköpfige Fraktionsvizepräsidium und wurde in dieser Funktion auch gewählt. Neben
Heer (neu) sitzen wie erwartet Céline Amaudruz (bisher) und Michael Buffat (neu) sowie
die bisherigen Felix Müri (svp, LU) und Hannes Germann (svp, SH) im Vizepräsidium. 56
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